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Anfrage der CDU-Fraktion vom 29.08.2024
Projektfortgang des Hitdorfer Hafengelandes

Das Hafenareal in Leverkusen-Hitdorf gehort zu den Projekten im Stadtteil, deren
Weiterentwicklung noch nicht abgeschlossen ist. Zunachst waren fur das Projekt eine
Ausschreibung im Fruhjahr 2024 und eine geschatzte Bauzeit von neun Monaten
angesetzt. Das Projekt bedeutet eine wichtige Aufwertung des Hafenplatzes und
damit fir den gesamten Stadstteil Hitdorf. Aufgrund der globalen, aber auch lokalen
wirtschaftlichen Herausforderungen erscheint es uns wichtig, die Auswirkungen
dieser sich verandernden Rahmenbedingungen auf das Projekt genauer zu
beleuchten. Daher stellen wir folgende Fragen, um deren Beantwortung wir im z.d.A.
Rat bitten:

1.
Ist die Ausschreibung fur die BaumalRnahmen am Hafenplatz erfolgt? Wenn ja: Wann
ist die Ausschreibung erfolgt?

2.
Mit welcher Bauzeit rechnet die Verwaltung bis zur vollstandigen Beendigung der
Entwicklung des Hitdorfer Hafenplatzes?

3.
Wann rechnet die Verwaltung mit einer Fertigstellung des Projektes?

4.

Welche Auswirkungen hat die seitens der Stadtkdmmerei verhangte Haushaltssperre
auf das Projekt? (Bitte besonderen Schwerpunkt auf die zeitliche Verzogerung der
Maflinahmen)

5.
Wie sieht der weitere Zeitplan aus? (Bitte um Auflistung aller Malinahmen und
Schritte mit entsprechender zeitlicher Perspektive)

Stellungnahme:

Zul.:

Eine erste Veroffentlichung der Ausschreibung erfolgte im April dieses Jahres. Die
Submission Anfang Mai brachte kein wirtschaftliches Ergebnis, so dass die
Ausschreibung aufgehoben werden musste.

Die erneute Ausschreibung erfolgte Mitte August, die Submission ist fir Anfang
Oktober vorgesehen.

Zu 2.:
Es ist mit einer Bauzeit von neun Monaten zu rechnen.

Zu 3.:
Mit der Fertigstellung ist im Oktober bzw. November 2025 zu rechnen.

Zu4.:



Die kurzlich verhdngte Haushaltssperre hat keine Auswirkungen auf das Projekt, da
die neuerliche Ausschreibung noch vor der Haushaltssperre verotffentlicht worden ist
und somit eine rechtliche Verpflichtung fur eine nachfolgende Auftragsvergabe
besteht.

Die Stadt Leverkusen ware andernfalls schadenersatzpflichtig, wenn der Auftrag
nicht erteilt werden wurde.

AulRerdem bestiinde die Gefahr, bereits beantragte und bewilligte Férdermittel zu
verlieren.

Zu5.:

Der weitere Projektfortschritt stellt sich wie folgt dar:

- Submission: Oktober 2024

- Auftragsvergabe: Dezember 2024

- Baubeginn: 1. Quartal 2025, je nach Witterung
- Freimachen des Baugelandes: Februar 2025

- Bodenbewegungen: Marz/April 2025

- Entwasserungseinrichtungen: April/Mai 2025

- Einbau ungebundener Tragschichten: Mai/Juni 2025
- Herstellung unterschiedlicher Teil-
flachen (Asphalt, Pflaster, wasserge-

bundene Deckschichten): Juni — September 2025
- Einbau Ausstattungsgegenstande

(Geléander, Poller, Sitzmobel, etc.): Oktober/November 2025
- Bauende: November 2025

Technische Betriebe der Stadt Leverkusen AGR in Verbindung mit Stadtplanung und
Tiefbau

01.10.2024



Anfrage der SPD-Fraktion vom 12.09.2024
Gewaltpravention an Leverkusener Schulen

Wie der Polizeiprasident, Herr Johannes Herrmanns, am 26.08.2024 in der
Ratssitzung berichtete, sind Sportangebote fur Kinder und Jugendliche eine
.wesentliche, aber einfache“ Gewaltpravention. Dies ergebe seine langjahrige
Polizeierfahrung und sei jedenfalls fur Politik und Gesellschaft von tberragender
Bedeutung. Da die Straftaten von Kindern und Jugendlichen an Schulen in NRW in
den vergangenen Jahren anstiegen, méchten wir gerne mehr tber die
Gewaltpraventionen an Leverkusener Schulen erfahren.

Wir bitten Sie daher freundlichst um die Beantwortung folgender Fragen:

1.

Gibt es bereits gezielte Sportangebote, auch durch AGs im Nachmittagsbereich, fur
Kinder und Jugendliche, welche zur Gewaltpravention eingerichtet worden sind? Wie
werden diese unterstitzt?

2.

Gibt es Schulen im Stadtgebiet, an denen in den letzten Jahren besonders viele
Gewalt- bzw. Straftaten ausgetbt worden sind? Lasst sich ggf. eine Verbindung zu
den Sportangeboten in dem Ortsteil feststellen?

3.

In der Regel sind es die Schulsozialarbeiter*innen, die fir die Gewaltpravention tatig
werden. Gibt es flr diese Arbeitskrafte Weiterbildungen, um die Aktualitat des
Themas zu gewéhrleisten?

4.

Welche Straftaten werden von Kindern und Jugendlichen an Leverkusener Schulen
am meisten begangen? Bitte nach Art und Anzahl ausfihren. Und wie wird mit
diesen umgegangen?

Stellungnahme:

Sofern an Schulen Gewaltereignisse stattfinden, wird das Schulamt als Schulaufsicht
grundsatzlich umgehend eingebunden. Es folgt eine Beratung und es werden
gemeinsame, den jeweiligen Fall betreffende, Mal3inahmen besprochen. Darunter
fallen u.a. ErziehungsmalRnahmen, Ordnungsmal3nahmen, eine Einbindung des
Jugendamtes, des schulpsychologischen Dienstes, der Polizei und ggf. auch eine
Meldung beim Krisenteam der Bezirksregierung. Die Entscheidungen sind
selbstverstandlich individuell je nach Lage zu entscheiden. Die Eltern sind immer mit
einzubinden. Im Grundschulbereich handelt es sich bisher um Einzelfélle. Eine
Zunahme der Beratung ist zu verzeichnen.

In den Foérderschulen und zum Teil auch in den Hauptschulen kommen auf Grund
des besonderen Bedingungsfeldes spezifische Fragestellungen hinzu, fur die die
Schulen sowohl externe Beratungsangebote (bspw. die Autismus-Fallberatung der
Bezirksregierung), wie auch schulintern spezifische Qualifizierungsmal3nhahmen
(Umgang mit Schilerinnen und Schilern mit Traumata, Umgang mit psychischen



Stérungen im Schulalltag, etc.) genutzt und durchlaufen haben. Ebenso ist im
Bereich der Forder- und Hauptschulen die Kooperation mit dem Jugendamt
besonders eng.

Seitens des Landes und der Bezirksregierung werden fur Lehrkrafte und
Schulleitungen zahlreiche Informationen und Fortbildungen zu folgenden Themen
angeboten:

¢ Notfallordner, Krisenpraventionshandbuch und Schutzkonzept
gegen sexuellen Missbrauch und Gewalt

e Angebote der Schulpsychologie und des Schulpsychologischen
Krisenmanagements in Nordrhein-Westfalen

e Arbeits- und Gesundheitsschutz.
Von allgemeinen Informationen zu konkreten Angeboten:
Gefahrdungsbeurteilung,
Umsetzung von Malinahmen und weitere Unterstitzungsmoglichkeiten

e Moglichkeiten der Zusammenarbeit von Schule und Polizei in der Pravention.
Grundlagen, wie der gem. RdErl. ,Zusammenarbeit bei der Verhitung und
Bekampfung der Jugendkriminalitat “

e Cybermobbing & Co — Gewalt im Netz
Definition — Pravention — Intervention

e Zusammenarbeit mit dem Jugendamt
e Schulrecht: Ordnungsmaf3nahmen

e Schulinterne MalRhahmen in eigener Verantwortung: Elternabende,
Sozialkompetenztraining, Mut tut gut, Faustlos, Schule gegen Rassismus, etc.

¢ RBN: Medienscouts, Fachtag ,Digitale Medien 2024"

Zul.:
Die AGs werden durch externe Trager durchgefuhrt, sodass hierzu keine Auskunft
gegeben werden kann.

Zu 2.:
Hierzu liegen der Verwaltung keine Informationen vor. Diese mussten direkt bei der
Polizei erfragt werden.

Zu 3.:

Der Bereich der Schulsozialarbeit ist im April 2024 von Abteilung 512 -
Erziehungshilfen zur Abteilung 514 — Jugendférderung/Jugendsozialarbeit
gewechselt.

Das Sachgebiet wurde neu strukturiert und befindet sich aktuell im Auf- und Ausbau.

Die Gymnasien, sowie die Sekundarschule wurden erst vor kurzem mit
Schulsozialarbeiter*innen besetzt. An diesen Schulen befindet sich die



Schulsozialarbeit aktuell im Aufbau und es findet derzeit eine Aufgabensondierung
statt. Geplant sind neben Beratung- und Unterstiitzung auch padagogische
Gruppenangebote, auch im Bereich der Gewaltpravention. Auch an den
Grundschulen sind einige Schulsozialarbeits- Stellen neu besetzt worden und
befinden sich aktuell im Aufbau. .

An den schon langer besetzten Leverkusener Schulen finden bereits AG-Angebote,
auch im Rahmen von Gewaltpravention, statt. Dies geschieht immer in Absprache
mit Schulleitung und Schulsozialarbeit, damit an den Schulen bedarfsorientierte
Angebote geschaffen werden.

Den stadtischen Schulsozialarbeiter*innen steht pro Kopf ein Fortbildungsbudget zu.
Hier kdbnnen Fortbildungen, auch im Bereich der Gewaltpravention, besucht werden.
Weiterbildungen im Bereich der Gewaltpravention sind sehr kostspielig und kbnnen
meist nicht durch das Fortbildungsbudget finanziert werden.

Nach der Neustrukturierung erfolgt eine Abfrage innerhalb der
Schulsozialarbeiter*innen-Teams, welche Fort- und/ oder Weiterbildung bereits
absolviert wurden und durch wen ein Interesse an einer schulibergreifenden
Projektunterstitzung besteht. So kann innerhalb der stadtischen Schulsozialarbeit
bedarfs- und ressourcenorientiert unterstitzt und neue Angebote geschaffen werden.

Zu4.:
Hierzu liegen der Verwaltung keine Informationen vor. Diese mussten direkt bei der
Polizei erfragt werden.

Schulamt in Verbindung mit Kinder und Jugend

07.10.2024



Anfrage des Rh. Dietrich (DIE LINKE) vom 30.09.2024

Liquiditatskredite nach dem 3. NKF-Weiterentwicklungsgesetz Nordrhein-
Westfalen

Am 28.2.2024 beschloss der Landtag NRW das 3. NKF-Weiterentwicklungsgesetz
Nordrhein-Westfalen (3. NKFWG NRW). Hiermit wurden zahlreiche Anderungen an
den Regelungen der kommunalen Finanzwirtschaft vorgenommen, die in der
Gemeindeordnung NRW festgeschrieben sind. Dies betrifft auch die Aufnahme, die
Umschuldung und die Tilgung von Krediten.

So wurde in 8§ 89 Liquiditat der GO NRW der folgende Absatz hinzugefugt:

(4) Die von der Gemeinde nach dem 31. Dezember 2025 aufgenommenen Kredite
zur Liquiditatssicherung sollen innerhalb von hdochstens 36 Monaten nach Ablauf des
Haushaltsjahres, fur das sie aufgenommen worden sind, vollstéandig getilgt werden.

In diesem Zusammenhang bitte ich um Beantwortung folgender Fragen:

1.
Erwartet die Verwaltung durch die neuen Regelungen des 3. NKFWG NRW einen
hoheren Aufwand bei der Liquiditatssicherung?

2.
Erwartet die Verwaltung, dass die Aufnahme von Liquiditatskrediten durch die neuen
Regelungen erschwert wird?

3.
Erwartet die Verwaltung, dass es durch die neuen Regelungen zu héheren Zinsen
bei der Aufnahme von Liquiditatskrediten kommt?

Stellungnahme:

Zunachst muss festgehalten werden, dass nach Auffassung des Fachbereichs
Finanzen die Neuregelung des 8 89 Gemeindeordnung NRW (GO NRW) den
Regelungen des 8 75 GO NRW widerspricht. Nach § 75 Abs. | GO NRW ist u. a. ,die
Haushaltswirtschaft wirtschaftlich, effizient und sparsam zu fihren®.

Dieser Vorgabe widerspricht eine rein auf einen Zeitraum abstellende Regelung,
wonach ,die von der Gemeinde nach dem 31. Dezember 2025 aufgenommenen
Kredite zur Liquiditatssicherung innerhalb von héchstens 36 Monaten nach Ablauf
des Haushaltsjahres, fir das sie aufgenommen worden sind, vollstandig getilgt
werden sollen®.

Diese Regelung lasst vollig aul3er Betracht, dass nach dem Ablauf dieser 36 Monate
die dann aktuellen Kreditkonditionen héher, damit zu Ungunsten der Stadt ausfallen
kénnen und somit gerade nicht wirtschatftlich, effizient und sparsam sind.

Um dies an einem Beispiel festzumachen:



Wirde die Stadt zum Zeitpunkt Mitte 2026 einen Liquiditatskredit zu einem
angenommenen Zinssatz von 4 % aufnehmen, misste sie diesen Kredit zum
Zeitpunkt Ende 2029 zwingend umschulden.

Sollte zu diesem Zeitpunkt die Kreditverzinsung bei einem Zinssatz von z. B. 6 %
stehen, wirde die Stadt einen bestehenden Kredit zu 4 % kindigen, um einen neuen
Kredit zu 6 % aufzunehmen.

Das widerspricht eklatant den Vorgaben nach einem wirtschaftlichen Handeln.
Aktuell hat die Stadt noch einen Kredit bis Mitte 2025 laufen, fur den derzeit -0,27 %
Zinsen ,gezahlt* werden mussen.

Zul.:

Insgesamt geht die Stadt Leverkusen von einem erhdhten Arbeitsaufkommen aus,
da der Abschluss von mittel- bis langfristigen Krediten schlichtweg nicht mehr
maglich ist.

Es wird ein erhdhtes Arbeitsaufkommen im Rahmen der Kreditumschuldungen
stattfinden.

Zu 2:
Fast alle Kommunen in NRW werden sich der Thematik ,,dauerhafte
Liquiditatssicherung” vermehrt widmen muissen.

Solange die Refinanzierung der Aufgaben, die von Bund und Land auf die
Kommunen Ubertragen werden, nicht auskdmmlich ist, wird die Sicherstellung der
Zahlungsfahigkeit durch Liquiditatskredite auf der Agenda stehen.

Die Neuaufnahme von Liquiditatskrediten hangt von vielen Faktoren ab. So spielen
auch die letztjahrigen Jahresabschlisse sowie die aktuelle und zukinftige
Haushaltswirtschaft eine nicht zu vernachlassigende Rolle bei der Beschaffung von
Liquiditat zu markttblichen Konditionen.

Vor dem Hintergrund der aktuellen fiskalischen Lage vieler Kommunen in NRW wird
zukunftig die Akquise von Liquiditat vermehrt in den Fokus der Verwaltung, aber
auch in den des Bankenwesens gelangen.

Zu 3:

Neben den bereits oben beschriebenen lokalen Rahmenbedingungen werden auch
fur die Kommunen die globalen Parameter eine immer grof3ere Rolle spielen, die
seitens der Kommunen nicht beeinflusst werden koénnen.

Es wird wie in den letzten Jahren wieder Phasen geben, in denen die
Kreditaufnahme ,glinstig” sein wird, aber auch ebenso Hochzinsphasen.

Gegenulber dem Jahr 2021 mit einer Zinsbelastung von ca. 835.000 € geht die
Verwaltung aktuell von einem Zinsaufkommen in 2024 von uber 12 Mio. € aus.

Vor diesem Hintergrund wére es begriRenswert gewesen, der Gesetzgeber hatte
von einer zeitlichen Befristung bei der Kreditaufnahme abgesehen und der
Anwendung des 8 75 GO NRW und damit der Wirtschaftlichkeit Vorrang eingeraumt.

Finanzen



08.10.2024



Anfrage der CDU-Fraktion vom 22.08.2024
Einsamkeit

Einsamkeit wird zunehmend zu einem gesellschaftlichen Thema. Immer mehr
Menschen leben in Einsamkeit. Alle gesellschaftlichen Gruppen sind auf ihre Weise
von diesem Thema betroffen. Indikatoren, die die Einsamkeit in Gesellschaften
bemessen kdnnen, zeigen seit mehreren Jahren erschreckende Realitaten.
Einsamkeit ist ein gesamtgesellschaftliches Problem, dem sich nicht nur die Bundes-
und Landespolitik widmen muss. Auch die Kommunen sind gefragt, wenn es darum
geht, Konzepte zu entwickeln, um Menschen aus der Einsamkeit herauszuholen und
bestehende Angebote in der Stadt gegen Einsamkeit besser an die Birgerinnen und
Blrger zu bringen. Einsamkeit hat viele Griinde und Konsequenzen. Zu den
haufigsten gehort neben dem Alter auch der soziobkonomische Hintergrund. Arme
Menschen sind haufiger einsam. Als Kommune missen wir dieses Thema starker in
unsere gemeinsame Handlungsabsicht aufnehmen. Diesbezuglich stellen wir
folgende Fragen, um deren Beantwortung wir den z.d.A.: Rat bitten:

1.
Welche MalRnahmen und Strukturen pflegt die Stadt Leverkusen, um Einsamkeit in
Leverkusen zu begegnen?

2.
Gibt es konkrete Beratungsangebote, die sich auf Einsamkeit beziehen?

3.
Wie bewertet die Stadt Leverkusen ihre Aufstellung in Bezug auf ihre Angebote und
ihren Umgang mit dem gesellschaftlichen Thema Einsamkeit?

4.
Handelt die Stadt Leverkusen auf Grundlage einer entwickelten Strategie zum
Thema Einsamkeit (vergleichbar mit anderen Aktionsplanen in der Stadt)?

5.
Sieht die Stadt Leverkusen Chancen und Mdglichkeiten in der Entwicklung eines
kommunalen Aktionsplans gegen Einsamkeit?

6.

Welche Mdglichkeiten sieht die Stadt Leverkusen in einer koordinierten
Handlungsstrategie zum Umgang mit Einsamkeit in Leverkusen, die bereits
bestehenden Strukturen und Angebote gegen Einsamkeit mit allgemeinen
Handlungszielen verknlpft?

Stellungnahme:

Zul.:

Die Stadt Leverkusen halt auf der Grundlage des § 16 des Gesetzes Uber den
offentlichen Gesundheitsdienst des Landes Nordrhein-Westfalen (OGDG NRW)
einen Sozialpsychiatrischen Dienst vor, der nach Ratsbeschluss vom
Sozialpsychiatrischen Zentrum (SPZ) und der Suchthilfe Gbernommen wird. Im SPZ
gibt es Beratungsangebote flir junge Erwachsene, Erwachsene und altere



Menschen, in denen zum Thema ,Einsamkeit” beraten wird. Auch Hausbesuche,
insbesondere bei alteren Menschen, finden hier nach Hinweisen Dritter durch
Mitarbeitende des SPZ statt. Daneben bietet das SPZ ein regelmaliges Café fur
Menschen ab 65 Jahren an, das jeder und jedem offensteht. Die Stadt fordert zudem
den Tagestreff des Sozialdienstes Katholischer Frauen (SKF) ,Mitten im Leben® fur
Menschen mit und ohne Behinderung.

Der Fachbereich Soziales hat insbesondere das Thema Einsamkeit bei Seniorinnen
und Senioren im Blick. Hierzu wurden verschiedene Beratungsangebote im
Stadtgebiet und in den Quartieren ins Leben gerufen und unterstitzt. Im Rahmen der
Quartiersarbeit werden niedrigschwellige Angebote geschaffen, die den Austausch
und die Vernetzung im Wohnumfeld férdern. Dazu gehdren Nachbarschaftstreffs,
gemeinsame Aktivitaten und regelméaRige Treffen in den Stadtteilen.

Zusatzlich gibt es in Leverkusen eine enge Zusammenarbeit mit ehrenamtlichen
Organisationen, wie den Freiwilligenagenturen, die Patenschaften und
Besuchsdienste fiir alleinstehende Menschen anbieten. Uber regelmaRige
Veranstaltungen, wie Stadtteilfeste, Begegnungscafés oder gemeinsame Aktivitaten,
wird der soziale Austausch geférdert.

Zu 2.:
Im Rahmen der Wirkungsorientierten Steuerung in der Altenhilfe gibt es spezielle
Angebote zum Thema Einsamkeit:

» Telefonischer Besuchsdienst vom Diakonischen Werk

* Besuchs- und Begleitdienst des Caritasverbandes Leverkusen

» Drehscheibe — rund ums Alter der evangelischen Senioreneinrichtungen
» Besuchs- und Begleitdienst (BBD) der Malteser in Leverkusen

* Manner in Rente — Herausforderung und Chance des SKM

Weitere Angebote sowie Begegnungsstatten in diesem Rahmen und Quartierstreffs
an verschiedenen Stellen im Stadtgebiet implizieren auch die Bekampfung der
Einsamkeit von Seniorinnen und Senioren:

» Altes Birgermeisteramt (Begegnungsstatte)

*  Zuhause alt werden in Wiesdorf des ASB

« Aktivitat u. Begegnung fur Senioren im Leverkusener Westen der AWO

* Begleitung, Unterstitzung und Hilfen fur Senioren und Angehérige der AWO

* Forderung der Kommunikation/Interaktion mit und von Senioren, Verbindung der
Wohn- u. Lebensqualitat in Hitdorf des Vereins Leben in Hitdorf

»  Selbstbestimmung und Teilhabe durch die Altentagesstatte des
Caritasverbandes Leverkusen

« Starkung des sozialen Miteinanders in der alternden Gesellschaft des
Caritasverbandes Leverkusen

*  Quartiersarbeit des Caritasverbandes Leverkusen

* Begegnungsstatte des DRK Leverkusen, OV Berg. Neukirchen

* Seniorenbegegnungsstatte der evangelischen Senioreneinrichtung

» Sozialberatung der evangelischen Senioreneinrichtung

» Café Hereinspaziert des SKF

* Netzwerk psychische Stabilitat im Alter des SPZ



Zu 3.:

Das Thema ,Einsamkeit® hat seit der Pandemie deutlich an Relevanz zugenommen
und ist mehr und mehr in den Fokus gerlckt. Dies liegt auch an den
gesundheitlichen Auswirkungen von Einsamkeit, die insbesondere im
Zusammenhang mit dem Anstieg von psychischen Erkrankungen, vorwiegend auch
bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen, immer mehr an Bedeutung gewinnen.

Nach einer aktuellen Studie der Bertelsmann Stiftung ist Einsamkeit besonders unter
den 16-30jahrigen sehr verbreitet. Hier fihlen sich 46 % einsam, 10% sogar stark
einsam. Obwohl es in Leverkusen bereits ein breites Beratungs- und
Begegnungsangebot gibt, richten sich die meisten Angebote Gberwiegend an
Seniorinnen und Senioren, da diese mit dem Thema Einsamkeit haufiger verkntpft
werden.

Aufgrund der zunehmenden Bedeutung von Einsamkeit mit gesellschaftlichen und
gesundheitlichen Auswirkungen hat der Fachbereich Medizinischer Dienst mit dem
.-Einsamkeitszelt* am Gesundheitstag ein sehr niederschwelliges Angebot
geschaffen, um das Thema Einsamkeit mehr in das Bewusstsein der Birgerinnen
und Birger zu bringen.

Mit Zunahme der immer groR3er werdenden Gruppe der Seniorinnen und Senioren
nimmt das Thema mehr und mehr Platz ein. Deshalb wird das Thema bereits im
Rahmen der Wirkungsorientierten Steuerung der Stadt Leverkusen abgebildet und
durch Angebote versucht, Einsamkeit entgegenzuwirken.

Zu4..

Die Einsamkeitsstrategie des Bundes hat das Thema neben der niedergelassenen
Arzteschaft ebenfalls im OGD und hier insbesondere im Aufgabengebiet des
Sozialpsychiatrischen Dienstes verankert. Da ,soziale Teilhabe auf Rezept®in
Deutschland keine Leistung der gesetzlichen Krankenversicherung ist (wie etwa in
GroRbritannien), fallt dem OGD im Rahmen der Pravention beim Thema Einsamkeit
eine wichtige Rolle zu.

Da Griunde fur Einsamkeit so vielschichtig sind, wie die betroffenen Menschen und
die korperlichen und seelischen Auswirkungen, die Einsamkeit hervorruft, hat der
Fachbereich Medizinischer Dienst im Rahmen der Gesamtstrategie zur FOrderung
der Gesundheitskompetenz aller Menschen in Leverkusen im Sinne der
Nachhaltigkeitsstrategie des Fachbereichs im Themenfeld ,Soziale Gerechtigkeit"
das Thema Einsamkeit als einen Teilbaustein in den Fokus gerickt.

In einem ersten Schritt sollen die kérperlichen und seelischen Auswirkungen auf
soziale Isolation einer breiteren Offentlichkeit zuganglich gemacht werden, um die
Gesundheitskompetenz zu starken. Malinahmen sind beispielsweise das
,-Einsamkeitszelt” beim Gesundheitstag und auf anderen Veranstaltungen,
Einsamkeit als ein Thema bei den geplanten Leverkusener Gesundheitsgesprachen,
Aktionstage in Schulen gemeinsam mit dem SPZ als erweitertes Angebot von ,jetzt
du“ oder ein moglicher Einsatz der Gesundheitslotsen in Quartieren oder
Flichtlingsunterkinften.

Neben Informationen und Beratung werden Mdglichkeiten zu offenen Cafés und
Gruppen verschiedener Trager genannt, wie z.B. auch Wege sich in einem Ehrenamt



zu engagieren. Gerade ein Ehrenamt kann dazu beitragen, soziale Kontakte zu
knupfen.

Da Einsamkeit Menschen in verschiedenen Altersstufen betrifft, ist soziale Isolation
auch ein fachbereichs- und trageriibergreifendes Thema. Daher plant der
Fachbereich Medizinischer Dienst dieses Thema in der ndchsten Kommunalen
Gesundheitskonferenz vorzustellen, um hier Gber eine gemeinsame Arbeitsgruppe
fachbereichsibergreifend die einzelnen Angebote zusammen zu tragen, zu
koordinieren und weiter zu entwickeln.

Aus dieser Arbeitsgruppe heraus kénnen dann weitere Ziele formuliert und gezielte
Malnahmen abgeleitet werden. Mdgliche Malinhahmen waren eine
.Einsamkeitssprechstunde“ des Medizinischen Dienstes, des SPZ oder
verschiedener Trager, Aktionstage in Schulen oder in Quartieren und eine
.Einsamkeitskarte®, in der alle Angebote stadtweit eingezeichnet werden.

Zu5.:

Neben den bereits erlauterten MaRnahmen der Fachbereiche sieht die Verwaltung
Maglichkeiten in der Entwicklung eines kommunalen Aktionsplans gegen Einsamkeit.
Im Rahmen der Pflichtaufgaben des Fachbereichs Medizinischer Dienst wird die
Verwaltung diesen Aktionsplan erarbeiten und sich dabei auf vorhandene Strukturen
sowie mogliche Synergien stiitzen. Die Umsetzung erfolgt im Rahmen der zur
Verfiigung stehenden personellen und finanziellen Ressourcen, um eine nachhaltige
Perspektive gegen Einsamkeit in Leverkusen zu entwickeln.

Zu 6.:

Der Fachbereich Medizinischer Dienst hat mit dem Einsamkeitszelt bereits
begonnen, die einzelnen Angebote von Stadt und Tragern zusammen zu tragen und
somit einen ersten Uberblick Gber das Angebot in Leverkusen zu erhalten.

Mit der Vorstellung in der Kommunalen Gesundheitskonferenz kénnen alle
Akteur*innen in eine Handlungsstrategie eingebunden werden. Aus Sicht des
Fachbereiches Medizinischer Dienst erscheint es als ein wichtiges Ziel, das Thema
niederschwellig 6ffentlich zu machen, um den Betroffenen die Scham zu nehmen
und Uber die bereits bestehenden Angebote zu informieren. Dartiber hinaus gilt es,
die Zielgruppen zu identifizieren, fur die es keine oder kaum Angebote gibt, wie z.B.
die Gruppe der 30-50jahrigen oder Alleinerziehende.

Im Hinblick auf die derzeitige Haushaltslage wird die Verwaltung prifen, welche
Malnahmen im Rahmen der Pflichtaufgaben bzw. durch Synergien zwischen
bestehenden Angeboten umgesetzt werden kbnnen. Zusatzlich gilt es zu evaluieren,
welche bestehenden Ressourcen effizienter genutzt werden kénnen, um die
Herausforderungen mit begrenzten Mitteln zu bewaltigen.

Dezernat fur Burger, Umwelt und Soziales

09.10.2024



Anfrage der AfD-Fraktion vom 18.09.2024
Zahl der Diversen in Leverkusen

Im Dezember 2018 fuhrte der Deutsche Bundestag eine dritte Geschlechtsoption
ein: Neben den bisherigen Geschlechtern mannlich und weiblich gibt es seitdem das
Geschlecht bzw. den Personenstand ,divers®.

Im Jahr 2024 hatten nach Zensus-Erhebungen bundesweit 969 Menschen den Ge-
schlechtseintrag ,divers” gewahlt, 1.259 hatten den Eintrag offengelassen. Dies ent-
spricht 0,002693 % der Bevdlkerung.

Daraus ergeben sich folgende Fragen:

1. Wie viele Einwohner in der Stadt Leverkusen besitzen derzeit das Geschlecht
,divers?

2. Wie viele Menschen in der Stadt Leverkusen haben seit 2018 den Geschlechtsein-
trag ,divers® gewahlt?

3. Wie viele Neugeborene in der Stadt Leverkusen wurden seit 2018 als ,divers®
registriert?

4. Rechnet die Stadtverwaltung mit Kosten, um die als angemessen erachtete Teil-
habe so genannter non-binarer Personen zu férdern bzw. im Rahmen gesetzlicher
Vorgaben umzusetzen und wenn ja, mit welchen?

5. Sind in der Vergangenheit moglicherweise bereits diesbezlgliche Kosten entstan-
den?

Stellungnahme:

Zul.:
Es ist aktuell keine Person mit dem Geschlecht ,divers® in Leverkusen gemeldet.

Zu 2.:
Eine Person wahlte 2021 den Geschlechtseintrag ,divers®. Diese Person ist jedoch
mittlerweile nicht mehr in Leverkusen gemeldet.

Zu 3.:
Seit 2018 wurde kein Kind mit dem Geschlecht divers oder unbestimmt in Lever-
kusen beurkundet.

Zu 4.und 5.:

Es fallen keine entsprechenden Kosten an beziehungsweise sind keine entsprechen-
den Budgets eingeplant.

Blrger und Integration i.V.m. Gleichstellungsbiro

16.10.2024



Anfrage der BUNDNIS 90/DIE GRUNEN vom 27.09.2024
Aufarbeitung der Haushaltssperre

Wir mochten Sie bitten, die folgenden Fragen - aufgrund der Aktualitat und des
grol3en offentlichen Interesses - kurzfristig tber z.d.A.: Rat zu beantworten:

1.
Wann wusste der Kdimmerer, dass bei den Gewerbesteuern ein massiver Einbruch
droht?

2.
Wann wurden der Oberblrgermeister und der Verwaltungsvorstand tber die negative
Entwicklung der Haushaltsdaten informiert?

3.

Welche MalRBhahmen wurden eingeleitet, als aufgrund der Diskussion Uber die
schwachelnde Wirtschaft im Herbst/Winter 2023 klar wurde, dass gerade in der
chemischen Industrie die Einnahmen aus der Gewerbesteuer zu sinken drohten?

4.

Welche MalRBnahmen wurden eingeleitet, als in der 17. KW (ab 22. April 2024) eine
Gewerbesteuer-Rickzahlung in Héhe von tber 46 Millionen Euro verbucht werden
musste?

5.
Ist eine Risikoanalyse gemacht worden? Wenn ja, welche Schlisse wurden daraus
gezogen?

6.
In welcher Hohe war Anfang 2024 fir die erste Jahreshalfte 2024 mit
Gewerbesteuer-Ruckzahlungen gerechnet worden?

7.
Wurde im Fruhjahr 2024 bericksichtigt, dass es im Sommer zu einer weiteren
Gewerbesteuer-Ruckzahlung in zweistelliger Millionenhéhe kommen kénnte?

8.

Was genau hat zu dem Defizit von 285 Millionen gefiihrt? Waren das nur die Rick-
gange bei den Einnahmen durch die Gewerbesteuer und die unerwartete Héhe der
Ruckzahlungen - oder gab es noch andere, mafl3gebliche Faktoren?

9.

Ist es richtig, dass bei der Prognose der Gewerbesteuer-Einnahmen die Einnahmen
durch die wahrscheinliche Ansiedlung einer grof3en Firma einkalkuliert wurden?
Wenn ja, in welcher Hohe? Welche konkrete Grundlage fur die Annahme gab es,
dass diese Firma sich tatsachlich ansiedeln wiirde? Inwiefern ist einkalkuliert worden,
welche Bedeutung es fir den laufenden Haushalt héatte, wenn diese Ansiedlung doch
nicht oder erst in 2025 kdme?



10.

Gibt es eine systematische verwaltungsinterne Aufgabenkritik als strategisches

Instrument zur strukturellen Optimierung der Prozesse sowie zur Steigerung der
Effizienz und der Transparenz? Wenn ja, welche Schlisse zieht die Verwaltung
daraus angesichts der Haushaltssituation?

Stellungnahme:

Zur Aufarbeitung der Haushaltssperre hat die Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
mit dem Antrag Nr. 2024/2964 vom 02.08.2024 (Anlage 1) bereits entsprechende
Anfragen gestellt, die von der Verwaltung in der Sitzung des Finanz- und
Digitalisierungsausschusses am 19.08.2024 und im Rat am 26.08.2024 beantwortet
wurden.

Mit dem Ratsbeschluss sollten in den weiteren Beratungen zur Aufstellung eines
Haushaltssicherungskonzeptes Erlauterungen durch die Verwaltung erfolgen. Dies
erfolgte durch eine schriftliche Stellungnahme vom 29.08.2024 (Anlage 2) an die
Mitglieder der Taskforce HSK.

Die Beantwortung der aktuellen Anfrage erfolgt daher teilweise mit Verweise auf
diese Stellungnahme vom 29.08.2024.

Zul.:
Siehe Anlage 2, Punkte a und b), Seite 2, vorletzter Absatz.

Zu 2.:
Siehe Anlage 2, Punkte a und b), Seite 2, vorletzter Absatz.

Zu 3.:

Die GrofRenordnungen der Einbriiche bei der Gewerbesteuer aus der chemischen
Industrie, die im Juli 2024 zum Erlass der Haushaltssperre gefuhrt haben, waren
auch nach Gesprachen mit der chemischen Industrie, die dem Steuergeheimnis
unterliegen, im Herbst/Winter 2023 nicht vorhersehbar.

Zu4.:

Ruckzahlungen gab es auch in der Vergangenheit schon, die aber in der
Vergangenheit auch immer wieder durch Nachzahlungen im Laufe eines Jahres
kompensiert wurden. Gerade bei den noch ausstehenden Prufungen der
Steuererklarung der Gewerbebetriebe fir 2022 durch die Finanzamter konnte und
kann auch weiterhin noch mit Erstattungen aus der Corona-Zeit gerechnet werden.
Der Finanzbereich hatte allerdings seit dem 22.04.2024 ein besonderes Augenmerk
auf die Veranderung der Steuerein- und -abgénge.

Zu5.:
Es wurde keine weitere Risikoanalyse gemacht.

Zu 6.:

Wie bereits in Anlage 2 auf Seite 2, erster Absatz dargelegt, kann die Hohe der
Erstattungen aus der Gewerbesteuer nicht im Voraus geplant werden. Die Grundlage
liegt in der Hoheit der Finanzverwaltung und wird der Stadtverwaltung nur im
Rahmen neuer Messbescheide mitgeteilt.

Zur Verdeutlichung der hohen Erstattungen: In den Jahren 2021 — 2023 (gepragt von
der Corona-Pandemie und der Ukraine-Krise) lag die Erstattung flr den Zeitraum



Januar — Juni bei durchschnittlich ca. 34 Mio. €. Demgegenuber steht der
Allzeithochwert von Uber 60 Mio. € im Jahre 2024.

Zu'’.:

Wie bereits mehrfach dargelegt, kann die Hohe der Erstattungen aus der
Gewerbesteuer nicht im Voraus geplant werden. Die Grundlage liegt in der Hoheit
der Finanzverwaltung und wird der Stadtverwaltung nur im Rahmen neuer
Messbescheide mitgeteilt.

Es erfolgte, nachdem die Daten der Finanzverwaltung Ende Juli eingespielt und die
Hohe der Erstattungen erkenntlich wurden, die in Anlage 2 dargelegten Schritte.
Auch im Rahmen der kontinuierlichen Kommunikation mit der ortlichen
Finanzverwaltung gab es keine Anzeichen fiur solch hohe Erstattungen.

Zu 8.:
Die Griunde liegen sowohl in der H6he der Erstattungen als auch im Volumen der
tatsachlich geleisteten Steuerzahlungen begriindet.

Zu 9.:

Es ist richtig, dass die Ansiedlung eines gewerbesteuerstarken Unternehmens fir
2024 zum Teil einkalkuliert wurde, da dies die vertraulichen Gesprache zu diesem
Zeitpunkt ermdglicht haben. Die vereinbarte Vertraulichkeit sowie das
Steuergeheimnis lassen weitere Aussagen hierzu nicht zu.

Bereits in den Haushaltsberatungen zum Haushalt 2024 hat der StadtkAmmerer an
unterschiedlichen Stellen in den Fraktionen und sogar schriftlich als Antwort auf eine
Anfrage der FDP-Fraktion darauf hingewiesen, dass bei einer Verschlechterung der
Gewerbesteuereinnahmen mit einer Haushaltssperre reagiert werden musste.

Ware wider Erwarten von diesem Unternehmen in 2024 keine Steuer geflossen,
héatte mit der Haushaltssperre in einem vertretbaren Umfang gegengesteuert werden
kénnen. Der deutlich héhere Ausfall aus allen Ubrigen Gewerbesteuerzahlenden
ware nicht zu kompensieren gewesen und fuhrt, wie bereits ausgefihrt, zum
Verbrauch des Eigenkapitals.

Im Ubrigen sei an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass Gesprache mit
ansiedlungswilligen Unternehmen immer sehr vertraulich gefiihrt werden missen, bis
die Umsetzung tatsachlich erfolgt ist. Seit Beginn des Jahres laufen Gesprache mit
weiteren potentiellen Unternehmen, die sich fur Leverkusen entscheiden werden.
Aber auch hier darf aufgrund der vereinbarten Vertraulichkeit und des
Steuergeheimnisses nicht mehr gesagt werden. Die Unternehmen entscheiden
Ubrigens selbst, ob sie ihre Ansiedlung in Leverkusen publik machen méchten oder
nicht (siehe Anlage 3).

Zu 10.:

Eine systematische verwaltungsinterne Aufgabenkritik ist grundsatzliche und
regelmafdige Aufgabe der Organisationsabteilung und dartber hinaus stets Aufgabe
aller Fuhrungskréfte. Vor dem Hintergrund des demographischen Wandels ist diese
Aufgabe starker in den Fokus getreten und wird durch die Haushaltssituation nicht
weniger dringlich. Es wurde eine Projektgruppe zum Thema Aufgabenkritik
gegrundet. Schnelle Einsparpotentiale sind hier nicht zu heben. Vielmehr ist es Ziel,
die Aufgaben der Stadtverwaltung dauerhaft und ressourcenschonend, transparent
und effizient zu erledigen. Die Verwaltung geht grundsatzlich davon aus, dass die
Anzahl der Mitarbeitenden durch den demographischen Wandel nicht zu halten sein
wird, so dass es hier eine Aufwandsreduzierung und -verschiebung geben wird.



Dezernat fur Finanzen und Digitalisierung in Verbindung mit Finanzen
3 Anlagen

18.10.2024



Stadt Leverkusen Antrag Nr. 2024/2964

Der OberbUrgermeister

[/01-011-20-06-he
Dezernat/Fachbereich/AZ

08.08.2024
Datum

Beratungsfolge Datum Zustandigkeit Behandlung

Finanz- und Digitalisierungsaus- |[19.08.2024 |Beratung Offentlich
schuss

Rat der Stadt Leverkusen 26.08.2024 |Entscheidung offentlich

Betreff:

Haushaltslage in Leverkusen )
- Antrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN vom 02.08.2024

Anlage/n:
2964 - Antrag






BUNDNIS 90/DIE GRUNEN - Miilheimer Str. 7A - 51375 Leverkusen Fraktion im Rat der Stadt Leverkusen

Stadt Leverkusen Sven Weiss

Herrn Oberbirgermeister Uwe Richrath Geschaftsfihrer

Friedrich-Ebert-Platz 1 .
Geschaftsstelle

51373 Leverkusen

Mdlheimer Str. 7A

51375 Leverkusen

Tel.: +49 (214) 50 33 08
Fax: +49 (214) 31 19 87 90
fraktion@gruene-lev.de

Leverkusen, 02. August 2024

Haushaltslage in Leverkusen

Antrag

Sehr geehrter Herr Oberburgermeister Richrath,

bitte setzen Sie den folgenden Antrag auf die Tagesordnung der zustandigen Gremien:

1. Die Verwaltung wird beauftragt, detailliert darzulegen,

a.

Pang

wie sich die Gewerbesteuereinnahmen entwickelt haben und wann klar wurde,
dass eine Haushaltssperre unumganglich ist,

wie hoch der Fehlbetrag ist,

welche Auswirkungen dies auf die Grundsteuer hat,

warum es noch immer kein gesamtstadtisches Finanz-Controlling gibt

und welche konkreten Projekte warum nun priorisiert werden.

2. Die Verwaltung wird ferner beauftragt, detailliert darzulegen, wie sie versuchen
mochte, sicher zu stellen, dass die Stadt Leverkusen nun nicht Gefahr lauft, im Jahr
2025 und folgende in ein Haushaltssicherungskonzept zu geraten.

3. Es wird eine ,task force” unter Beteiligung der politischen Vertreter*innen im Rat der
Stadt Leverkusen und dem Verwaltungsvorstand eingerichtet.

https://gruene-lev.de



Begriindung:

Die Verfigung zur Haushaltssperre von Herrn Stadtkammerer Molitor vom 02.08.2024 kommt
uberraschend und die Begrundung ist nicht ausreichend. Es wird lediglich dargelegt, dass sich
,zwischenzeitlich die Haushaltslage drastisch verschlechtert® und ,der aktuelle Gewerbe-
steuer-Ansatz 2024 von 385 Mio. € stark verfehlt” werde. Ebenso wenig ist klar, welche kon-
kreten Mafsnahmen nun getroffen werden sollen, um die Lage nicht nur zu stabilisieren, son-
dern auch praventiv ein Haushaltssicherungskonzept fur das kommende sowie gegebenen-
falls weitere Jahre zu vermeiden.

Sowohl die aktuelle Haushaltslage als auch die kontinuierliche Berichterstattung und Prog-
nose sollte den Vertreter*innen der Politik im Rat der Stadt Leverkusen stets transparent zu-
ganglich gemacht werden, weshalb die Einrichtung einer kurzfristigen ,Task Force” ebenfalls
sinnvoll ist.

Mit freundlichen Grifden

Stefan Baake Roswitha Arnold Claudia Wiese
finanzpolitischer Sprecher stellv. Fraktionsvorsitzende Fraktionsvorsitzende
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Erlauterungen zur derzeitigen Haushaltslage der Stadt Leverkusen

Zu a und b)
Entwicklung GewSt 2024

Einleitend muss darauf hingewiesen werden, dass die Haushaltsplanung der Gewer-
besteuer in jeder Kommune eine nicht zu unterschatzende komplexe Aufgabe dar-
stellt. Wie die jungsten Beispiele auch in der naheren Umgebung belegen, brechen
auch bei anderen Kommunen die GewSt-Zahlungen in nicht vorhersehbaren Dimen-
sionen ein.

Und zum anderen mochte ich auch an dieser Stelle auf das Steuergeheimnis (8 30
AO) hinweisen, dass mir schlichtweg verbietet, inhaltliche Auskiinfte Uber einzelne
Steuervorgénge zu erteilen.

Und an dieser Stelle muss auch nochmals ganz deutlich hervorgehoben werden: die
Verwaltung hatte, nicht zuletzt aus dem geflihrten Steuergesprachen mit bereits orts-
ansassigen, aber auch zukiunftigen GewSt-Zahlern, eine gewisse Erwartungshaltung,
die sich letztendlich im Planansatz 2024 i. H. v. 385 Mo. E widerspiegelt. Leider hat
sich inzwischen herausgestellt, dass diese Dimension in diesem Jahr nicht mehr rea-
lisiert werden kann.

Grundsatzlich muss festgehalten werden, dass Gewebesteuervorgénge sehr volatil
sind. Neben den Festsetzungen der Forderungen aus der Gewerbesteuer erfolgen
auch, nicht zu Letzt aufgrund gesetzlicher Normanderungen, vermehrt Absetzungen
von bereits veranlagten GewSt-Ertragen.

Um dies zu verdeutlichen, wird auf Basis von Daten der Finanzbuchhaltung der
Jahre 2021 — 2023 sowie der ersten 32 Wochen aus dem Jahre 2024 zurtickgegrif-
fen.

Die Jahressollstellungen zum Jahresbeginn umfassen nie auch nur annahrend die
Planzahlen gem. Haushaltsplan. In den Jahre 2021 — 2023 umfassten diese Sollstel-
lungen im Durchschnitt ca. 51 % der Haushaltsansatze. Wobei dieser Wert z. B. im
Jahr 2022 bei rd. 45 % lag. Daher erscheint die Jahressollstellung 2024 mit ca. 32 %
zunachst sehr niedrig. Jedoch ist auch festzuhalten, dass z. B. im HH-Jahr 2022
nach der Jahressollstellung noch weitere ca. 106 Mio. € festgesetzt worden sind.

Das bedeutet als erstes Zwischenfazit: zum Zeitpunkt der Jahressollstellung Anfang
Januar 2024 war die Entwicklung der GewSt zwar noch nicht ,voll im Soll“, aber die
letztendlichen Auswirkungen konnten noch nicht abgesehen werden. Insofern war
aufgrund der Erfahrungen der letzten Jahre von einem planmafigen Verlauf auszu-
gehen.
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Neben den Sollstellungen erfolgen unterjahrig wochentliche ,Korrekturlaufe®“. Dabei
werden alle Veranderungen, die dem FB Finanzen von den Gewerbetreibenden oder
auch der Finanzverwaltung mitgeteilt werden, in das stadtische Rechnungswesen
Uberfuhrt. Die Verbuchung erfolgt maschinell auf Basis der von der Finanzverwaltung
ubermittelten Daten und wirkt sich erst nach der Datenfreigabe im stadtischen Rech-
nungswesen aus. Eine verminderte Steuerschuld eines Gewerbesteuerpflichtigen
fuhrt zu sogenannten ,Sollabgangen®. Und stellt einen Teil des Tagesgeschafts im
FB Finanzen dar.

Im Jahresdurchschnitt wurden seit 2021 folgende Sollabgange gebucht:

Jahr 2021 52 Kalenderwochen 882.000 €/Woche
Jahr 2022 52 Kalenderwochen 2.200.000 €/Woche
Jahr 2023 52 Kalenderwochen 1.450.000 €/Woche
Jahr 2024 32 Kalenderwochen 3.400.000 €/Woche.

Hier wird also extrem deutlich: das Jahr 2024 ,lauft* gewaltig aus dem Ruder!

Dies verdeutlicht auch die Analyse der wdchentlichen Sollstellungen im Betrach-
tungszeitraum.

Im kompletten Betrachtungszeitraum 2021 — 2023 gab es in allen 156 Kalenderwo-
chen eine einzige Woche, in der eine saldierte Erstattung von tber 20 Mio. € ver-
bucht werden musste.

Im Jahr 2024 allerdings erfolgte in der 17 KW. eine GewSt-Reduzierung i. H. v. tber
46 Mio. €. Anfang August erfolgte dann eine weitere Reduzierung von fast 25 Mio. €.
Somit hatte die Verwaltung in der 17. und 32. KW die zwei hochsten GewSt-Anpas-
sung seit dem 01.01.2021.

Am 29.07. wurde der StK Uber die aktuellen Entwicklungen im Bereich der GewSt-
Erstattungen informiert. Ebenso wurde ihm mitgeteilt, dass die EDV-Erstattungen in-
nerhalb einer Woche erstattet werden missen und somit in der 32. KW erfolgen.

Der StK informiert daraufhin den OB uber die aktuellen Entwicklungen.

Am 30.07. wurde der VV ebenfalls informiert. Am 01.08. fand ein weiterer VV zu die-
ser Thematik statt. Vor diesem Hintergrund erfolgten unmittelbar danach die Verhan-
gung der HH-Sperre und die entsprechende Information durch den Stadtkdmmerer
und dem Oberburgermeister.

Zusammenfassend muss festgehalten werden:
» Die Entwicklung der Gewerbesteuer 2024 verlief nicht so, wie zum Zeitpunkt
der HH-Plan-Aufstellung prognostiziert
» In 2024 hat die Verwaltung schon in den ersten 32. Kalenderwochen fast so
viel GewSt-Erstattungen verbucht wie im kompletten Jahr 2022, dass wirt-
schatftlich bekanntlich unter den Folgen der Corona-Pandemie und der Ukra-
ine-Krise verlief.



Mittelanmeldungen 2025 ff.

Der am 19.02.2024 beschlossene Haushalt 2024 ff. (Vorlage Nr. 2023/2600) der
Stadt Leverkusen schlief3t (mit Berticksichtigung globaler Minderaufwand) mit folgen-
den Fehlbetragen ab:

» Haushalt 2024: - 2.282.600 €
» Haushalt 2025: - 29.691.200 €
» Haushalt 2026: - 54.254.050 €
» Haushalt 2027: - 30.086.500 €
Gesamt: -116.314.350 €

Da der Haushalt 2024 erst so spat verabschiedet wurde, sollten sich eigentlich keine
allzu grofR3en Veranderungen fur die Planungsjahre 2025 bis 2027 ergeben.

Jedoch wiesen die ersten Rickmeldungen aus den Organisationseinheiten folgende
Fehlbetrage aus (das HH-Jahr 2028 erfolgte die erstmalige Mittelanmeldung)

» Haushalt 2025: - 90.648.900 €
» Haushalt 2026: -122.411.750 €
» Haushalt 2027: - 96.741.850 €
> Haushalt 2028: - 105.603.200 €
Gesamt: - 415.405.700 €

Fur die Jahr 2025 — 2027 ergab sich ein erhohter Fehlbetrag von 195,77 Mio. € ge-
genuber der Planung aus dem Jahre 2024. Mit dem Jahr 2028 ergibt sich sogar eine
Belastung von tber 400 Mio. €. Dieser Betrag wirde zu einem vollstandigen Verzehr
des Eigenkapital gem. Entwurf des Jahresabschlusses zum 31.12.2023 fihren.

In den obligatorischen Haushaltsgesprachen im Juni und Juli 2024 konnten die haus-
halterischen Belastungen wie folgt reduziert werden:

> Haushalt 2025: - 79.462.700 €
> Haushalt 2026: - 109.087.500 €
» Haushalt 2027: -82.410.850 €
> Haushalt 2028: - 91.765.450 €
Gesamt: - 362.726.500 €

Trotz der Verbesserung im Rahmen der Haushaltsgesprache um tber 50 Mio. € fuh-
ren auch diese Mittelanmeldungen zu einem vollstandigen Verzehr des Eigenkapital
gem. Entwurf des Jahresabschlusses zum 31.12.2023. Daher musste auch das Auf-
stellungsverfahren 2025 ff. neu Gberdacht werden.

Die am 19.08.2024 im Finanzausschuss vorgetragenen HH-Plan-Werte stellten ein
Zwischenergebnis dar. Das obligatorische Aufstellungsverfahren 2025 ff. war zu die-
sem Zeitpunkt noch nicht abgeschlossen.



Gesamtfazit:

Vor diesen Hintergriinden wurde in Abstimmung mit dem StK und dem OB Ende
Juli/Anfang August sowohl die HH-Sperre verhangt als auch das komplette Aufstel-
lungsverfahren unter der Pramisse eines Haushaltssicherungskonzepts initiiert.

Zu c)
Die Verwaltung plant weiterhin keine Auswirkungen. Die Grundsteuer soll weiterhin
neutral umgesetzt werden.

Zu d)

Selbstverstandlich gibt es bereits ein Finanzcontrolling. Die Verwaltung wird das Fi-
nanzcontrolling weiter ausbauen um hier schneller und ausfuhrlicherer Informationen
an die Politik zu adressieren.

Zue)
Eine Priorisierung wird derzeit in der Teilprojektgruppe erarbeitet und anschlieRend
vorgestellt.



Stadt Leverkusen Vorlage Nr. 2023/2600

Der OberbUrgermeister

[1/20-200-05-01-kr/neu
Dezernat/Fachbereich/AZ

25.01.2024
Datum

Beratungsfolge Datum Zustandigkeit Behandlung

Bezirksvertretung fur den Stadtbe- | 29.01.2024 |Entscheidung offentlich
zirk |

Rechnungsprifungsausschuss 29.01.2024 |Entscheidung offentlich

Bezirksvertretung fur den Stadtbe- | 30.01.2024 |Entscheidung offentlich
zirk 11

Bezirksvertretung fur den Stadtbe- |01.02.2024 |Entscheidung offentlich
zirk 1l

Finanz- und Digitalisierungsaus- [05.02.2024 |Entscheidung/ Offentlich

schuss Beratung
Rat der Stadt Leverkusen 19.02.2024 |Entscheidung Offentlich
Betreff:

Erlass der HH-Satzung 2024
- Anfrage der FDP-Fraktion vom 17.01.2024 mit Stellungnahme der Verwaltung vom
25.01.2024



FB 20 25.01.2024

01
- Uber Herrn Stadtkdmmerer Molitor gez. Molitor
- Uber Herrn Oberblrgermeister Richrath gez. Richrath

Erlass der HH-Satzung 2024
- Vorlage Nr. 2023/2600

Fragen der FDP-Fraktion vom 17.01.2024 mit Stellungnahme der
Verwaltung vom 25.01.2024:

1. Band 3, S. 33, ganz unten: Gegenuber der bisherigen Ergebnisplanung fir das
Jahr 2024 mit einem Jahresfehlbetrag von 28,6 Mio. € ergibt sich eine Verbesse-
rung i. H. v. ca. 19,5 Mio. € - Wie sind die auf diese Zahl gekommen?

Antwort Fachbereich Finanzen (FB 20)i. V. m. Dez. Il

Ein Vergleich des Planansatzes 2024 auf Basis des beschlossenen Haushalts
2023 (Vorlage Nr. 2022/1976) mit den Beratungsunterlagen 2024 (Vorlage

Nr. 2023/2600) muss zwangslaufig unter Beachtung der nicht mehr moglichen
Isolierung der Belastungen aus der Ukraine-Krise erfolgen. Nur diese Position
fuhrt zu einer saldierten Veranderung von uber 88 Mio. €. Dieser Umstand ver-
wassert daher einen Vergleich extrem. Aber eine detaillierte Ubersicht auf Ge-
samtergebnisebene kann der Seite 34 im Band 3 der Beratungsunterlagen ent-
nommen werden.

2. Ist es nicht sehr gewagt, Uber einen so langen Zeitraum Entnahmen aus der Aus-
gleichsrucklage zu nehmen?

Antwort Fachbereich Finanzen (FB 20)i. V. m. Dez. Il

Naturlich wirde es auch die Stadt Leverkusen begriiRen, wenn die Kommunen
mit den notwendigen Finanzmitteln seitens Bund und Land ausgestattet wirden.
Da dies aber seit Jahren nicht der Fall ist, muss der Haushaltsausgleich im Rah-
men der bestehenden rechtlichen Vorgaben (Gemeindeordnung GO NRW, Kom-
munale Haushaltsverordnung KomHVO) herbeigefihrt werden. Die Alternative,
zum Haushaltsausgleich entsprechende Steuererh6hungen zu etatisieren, kann
somit auch im Interesse der Leverkusener Burgerschaft vermieden werden.

3. Band 3, S. 52, 2. Absatz: Warum benétigen wir die Schaffung und Besetzung
einer neuen Stelle des stellvertretenden Informationssicherheitsbeauftragten.
Kdnnte da nicht jemand aus der Arbeitstruppe benannt werden?

Antwort Fachbereich Digitalisierung (FB 04):

Aktuell ist der Informationssicherheitsbeauftragte Herr Julius Molitor. Er bekleidet
die Planstelle der Abteilungsleitung 041 ,Informationssicherheit und IT-Infrastruk-
tur” innerhalb des FB 04.




Mit der Abteilungsleitung geht einher, dass der Planstelleninhaber alle Aufgaben
der Abteilung verantwortet und ihm samtliche Aufgaben der Dienst- und Fachauf-
sicht obliegen. Die Kernaufgaben der Informationssicherheit nimmt er zu einem
geschatzten Stellenanteil von 40 bis 50 Prozent wahr. Das ist deutlich zu wenig
fur die aktuellen und zukunftigen Herausforderungen. Das jungste Beispiel, der
schwere IT Sicherheitsvorfall bei der Sidwestfalen IT, zeigt, dass sich Kommu-
nen viel starker wappnen mussen. Nicht nur technologisch, sondern strukturell
und organisatorisch innerhalb der Verwaltung.

Zum Sicherheitsvorfall bei der Stidwestfalen IT hier ein Auszug aus der Notfall-
seite (Quelle Internet vom 17.01.2024):

.Bei dem Cyberangriff auf die Sidwestfalen-IT Ende Oktober 2023 handelte es
sich um einen der gro3ten Angriffe auf die offentliche Verwaltung, die es in
Deutschland bisher gab. Auch wenn die Gemeinden, Stadte und Kreise selbst
nicht gehackt wurden, so bedeutet dies in der Konsequenz, dass viele Verwal-
tungsleistungen weiterhin nur eingeschrankt bzw. nicht verfigbar sind. Seit dem
30.10.2023 arbeiten die Sudwestfalen-IT sowie die IT-Verantwortlichen aller
Kommunen gemeinsam mit Hochdruck daran, die Systeme und damit verbun-
dene Dienstleistungen wieder fur die Burgerinnen und Burger verfugbar zu ma-
chen. Alleine bei der Stidwestfalen-IT arbeiten rund 170 Personen an der Bewal-
tigung der Auswirkungen des Cyberangriffs, unterstiitzt werden sie hierbei von
neun externen Dienstleistern.”

Die massive Bedrohung der Informationssicherheit, insbesondere durch Cyber-
crime, nimmt, ausgehend von einem besorgniserregenden Niveau, weiter zu.
Daruber hinaus spielt insbesondere im stadtischen Kontext die Informationssi-
cherheit, die nicht mit IT-Systemen zusammenhéngt, eine erhebliche Rolle zur
Sicherung der Aufgabenerbringung und Einhaltung gesetzlicher Vorgaben.

Neben den bereits zugewiesenen Aufgaben wie der Verfolgung von Schadsoft-
ware, Sicherheitsverstdl3en, Schwachstellen und Sicherheitsvorfallen sowie Be-
gleitung und Bewertung von Neuanschaffungen und Rechteerweiterungen zeigt
die Entwicklung, dass zwingend auch konzeptionelle Arbeit zu erbringen ist, um
den Herausforderungen der Informationssicherheit zumindest langfristig geristet
entgegentreten zu kdénnen. Insbesondere die Erstellung einer Leitlinie zur Infor-
mationssicherheit und von Richtlinien zur Cloud-Sicherheit erlauben keinen wei-
teren Aufschub, um grundsatzliche Ziele der Verwaltungsdigitalisierung nicht zu
gefahrden und ein gesteuertes Verwaltungshandeln in diesen wichtigen Berei-
chen zu erreichen. Dies wird auch vom Fachbereich Rechnungsprifung und Be-
ratung (FB 14) ausdrtcklich angemahnt. Daneben ist zwingend die Einbeziehung
der im gleichen Netz operierenden Téchter voranzutreiben, um auch hier Risiken
wirksam bek&dmpfen zu kénnen.

Deshalb ist eine Planstelle im FB 04 erforderlich. Alle diese Aufgaben kdnnen
aufgrund der gelieferten Begrindungen nicht auf eine andere Planstelle ,,on top®
Ubertragen werden. Vergleichsweise wird auf den Datenschutz verwiesen. Hier
sind zwei Vollzeitstellen mit der Aufgabe betraut. Die Informationssicherheit ist
als gleichwertig bedeutend einzustufen.



4. Band 3, S. 55, Eigenkapitalentwicklung - wie beurteilt die Verwaltung die fast Hal-
bierung des Eigenkapitals? (s. a. Frage 2)

Antwort Fachbereich Finanzen (FB 20)i. V. m. Dez. Il

Natdurlich liegt die Eigenkapitalentwicklung im Fokus der Stadtverwaltung. Wie
aber bereits der Antwort zu Frage 2 zu entnehmen ist, bestehen derzeit keine fis-
kalischen Alternativen. Daher greift auch die Stadt Leverkusen auf diese gesetzli-
chen Vorgaben zurlck.

5. Band 3, S. 56, ganz unten - Warum gehen die Zinsertrage fur Erbbaugrundsticke
zurlick, obwohl wir doch eine Erhéhung der Erbbauzinsen beschlossen haben?

Antwort Fachbereich Konzernsteuerung (FB 02)i. V. m. Dez. Il:

Die Ansatze 2023 waren eine Prognose am Anfang des Jahres. In dieser Prog-
nose waren Anpassungen alter Vertradge vorgesehen, die allerdings nur mit Zu-
stimmung der Vertragspartnertinnen moglich sind. Erwartete Anderungen konn-
ten aber noch nicht umgesetzt werden, deshalb wurden die Planansatze 2024 re-
duziert.

6. Band 3, S. 81, Entwicklung der Gewerbesteuer - die Steigerung zwischen 2023
und 2024 in Hohe von 183 Mio. € halte ich flr unrealistisch, was passiert, wenn
nicht genug kommt? Wo ist der Plan B?

Antwort Fachbereich Finanzen (FB 20)i. V. m. Dez. Il

Das Steuergeheimnis verbietet es, hier konkrete Aussagen zu geplanten Ansied-
lungen zu machen. Das 3. NKF-Weiterentwicklungsgesetz enthélt im Bereich des
Jahresergebnisses diverse Mdglichkeiten (z. B. Verlustvortrag), um ein finanziel-
les Tal durchwandern zu kdnnen. Dies bedeutet aber auch, dass in finanziell bes-
seren Zeiten die Rucklagen wieder aufgefullt und auch die aufgenommenen Dar-
lehen zuriickgefuhrt werden. Die Heraufsetzung des Gewerbesteuerhebesatzes
dirfte — und das haben der Stadtkdmmerer und der FB 20 immer wieder bekraf-
tigt — keine denkbare Option sein. Wenn — und davon ist derzeit nicht auszuge-
hen - auch die neuen Méglichkeiten aus dem aktuell zu beschlieBenden Gesetz
nicht ausreichen, wird der Stadtkdmmerer in Abstimmung mit dem Oberburger-
meister eine Haushaltssperre erlassen.

7. Band 3, S 133, Bezirkshaushalt investiv: dort steht ,42 Skatepark Hitdorf
6700305011061 mit 1.100.000 €*. Was ist das?

Antwort Fachbereich Stadtgriin (FB 67):

Aus der Politik wurde mehrfach der Wunsch geaul3ert, in Leverkusen einen Ska-
tepark zu bauen. Der FB 67 untersucht dazu eine Flache im Bereich des Hitdor-

fer Sees. Geplant ist die Beauftragung eines Planungsbdros fur die Erstellung ei-
nes Grobkonzeptes und einer Kostenermittlung. Aus Personalkapazitatsgriinden
ist dies 2023 noch nicht erfolgt.

Finanzen (20) i. V. m. Konzernsteuerung (02), Digitalisierung (04), Dezernat Il,
Stadtgrin (67)



Mitteilung far den Rat

Einfuhrung von Performance Based Navigation (PBN) am Flughafen Kéln/Bonn
und Beratung in der Fluglarmkommission

Die Verwaltung hat am 20.06.2023 die umweltpolitischen Sprecher*innen tber die
Umsetzung der EU-Verordnung DVO (EU) 2018/1048 informiert. Diese EU-
Verordnung sieht die verpflichtende Implementierung von PBN-Verfahren (PBN =
Performance Based Navigation) an allen Europaischen Flughé&fen bis zum 6. Juni
2030 sowie deren ausschlief3liche Nutzung vor. Dies bedeutet, dass deutschlandweit
die Flugverfahren aller Flughafen schrittweise auf Flachennavigationsverfahren unter
Einbeziehung von Satellitennavigation umgestellt werden. Davon sind auch die
bestehenden Ein- und Abflugverfahren des Flughafens Kéln/Bonn betroffen.

Fur diese PBN-Verfahren sind vorgegebene Standards verbindlich zu beachten.
PBN-Verfahren kdnnen unabhangig von bodengebundenen Navigationsanlagen
gestaltet werden. Im Zuge der Umsetzung kdnnen einzelne Navigationsanlagen
sukzessive abgeschaltet werden.

Zustandig fur die Implementierung der PBN-Verfahren am Flughafen Kéln/Bonn ist
die Deutsche Flugsicherung (DFS). Im Rahmen der 0.g. Veranstaltung wurde die
Politik dartiber informiert, dass die Verwaltung beabsichtigt, eine Stellungnahme der
Stadt Leverkusen zu der Umstellung der Flugverfahren in die zustandigen Gremien
einzubringen und diese anschlielend Uber die Fluglarmkommission an die DFS zu
richten.

Aufgrund notwendiger Abstimmungen im Prozess wurde die Entscheidung der
Fluglarmkommission zur Einfuhrung der PNB-Verfahren auf die Frihjahressitzung
2025 vertagt. Da beabsichtigt war, den aktuellsten Sachstand in die Stellungnahme
der Stadt Leverkusen einfliel3en zu lassen, wurde diese im vergangenen Jahr noch
nicht verfasst und in die politischen Gremien eingebracht.

Im Rahmen der 125. Sitzung der Fluglarmkommission am 19.03.2024 erfolgte auf
Nachfrage der Bezirksregierung Duisseldorf wider Erwarten bereits eine Ab- bzw.
Zustimmung zur Einfihrung der PBN-Verfahren.

Grundsatzlich gilt es festzuhalten, dass die seit Jahren anhand der Siedlungsstruktur
abgestimmten Abflugverfahren nahezu 1:1 mit der Umstellung auf PBN abgebildet
werden kdnnen. Damit wird das Ziel der Fluglarmkommission, keine
Verschlechterungen der tatsachlichen Flugverlaufe unter Larmaspekten auch mit
dem neuen Verfahren zu erreichen, umgesetzt. Die Notwendigkeit und auch
Moglichkeit einer gesonderten Stellungnahme der Stadt Leverkusen ist somit nicht
mehr gegeben.

Umwelt

01.10.2024



Mitteilung far den Rat

18. Anderung des Regionalplans Diisseldorf (RPD)
(Anderung der Festlegungen zu Windenergieanlagen)
Beteiligung gemal 89 Absatz 2 ROG in Verbindung mit 813 LPIG

Am 29.08.2024 erfolgte die Abgabe der Stellungnahme zur 18. Anderung des
Regionalplans Dusseldorf (RPD) (Anderung der Festlegungen zu
Windenergieanlagen) gemal 89 Absatz 2 ROG in Verbindung mit 813 LPIG. Diese
lautet wie folgt:

Stellungnahme des Fachbereichs Stadtplanung:

Es wird sich gegen einen geplanten Windenergiebereich (WEB) bei der Stadt
Langenfeld ausgesprochen. In den zur Verfiigung stehenden Beteiligungsunterlagen
sind keine Aussagen bezuglich der zu erwartenden Anzahl von Windenergieanlagen
(WEA) im vorgesehenen WEB der Stadt Langenfeld vorhanden. Da an der stidlichen
Grenze Langenfelds zur Stadt Leverkusen bereits zwei WEA im geplanten WEB
stehen, ist von weiteren WEA in diesem Bereich abzusehen.

Stellungnahme der Unteren Wasserbehdrde:

Zur Prifung und Durchsicht ist die Anlage 1 (Textliche Anderungen) Abschnitt 5/5/1
und Abschnitt 8/1 (Legende und Kategorisierung) mit der Bitte um Stellungnahme
vorgelegt worden.

Aus Sicht der Unteren Wasserbehérde (UWB) werden nachfolgende Anregungen
und Hinweise vorgetragen:

1. Durch die 18. Anderung sind die Belange der UWB Leverkusen nicht unmittelbar
betroffen, sodass bezlglich der wasserwirtschaftlich relevanten Schutzgebiete
und Schutzguter keine Anregungen vorgetragen werden.

2. Fur den Punkt/Abschnitt Vermeidungs-/VerminderungsmafRhahmen EU-WRRL
wird darauf hingewiesen, dass die Oberflichengewasser und das Grundwasser
nicht nur in der Bauphase vor Schadstoffeintrdgen zu schitzen sind und der
Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen sorgsam und ordnungsgemal erfolgen
muss, sondern auch wahrend des Betriebes, der Unterhaltung und Wartung der
WEA sicherzustellen ist.

3. Bezuglich der Trinkwassergewinnung wird darauf hingewiesen, dass
insbesondere auch die Trinkwasserschutzgebiete aus den Blickwinkel der
Trinkwasserversorgung (Grundnahrungsmittel) einen besonderen Schutzstatus
geniel3en, der in jedem Fall bei der Abwagung und Umsetzung der WEA-
Standorte Berucksichtigung finden muss.

Stadtplanung in Verbindung mit Umwelt

01.10.2024



Mitteilung fir den Rat und den Ausschuss flr Birgereingaben und Umwelt
Briefkastenfirmen in Leverkusen

In der Sitzung des Ausschusses flir Birgereingaben und Umwelt vom 12.09.2024
fragte Rh. Rees (Klimaliste Leverkusen) zu z.d.A.: Rat Nr. 8/2024 zum Thema
,Briefkastenfirmen in Leverkusen®, ob das Gewerbeaufsichtsamt auch aus
gewerberechtlichen Grinden gegen Briefkastenfirmen vorgehen kann und ob dies
auch getan wird.

Gewerbebetriebe sind nach § 14 Gewerbeordnung (GewO) verpflichtet, den Betrieb
eines Gewerbes in der zustadndigen Behorde anzuzeigen. Bei Vorliegen aller
bendtigten und vom Gesetzgeber vorgeschriebenen Unterlagen wird das Gewerbe
durch die Gewerbestelle entsprechend dieser Anzeige angemeldet.

Eine Gewerbeanmeldung ist immer dann notwendig, wenn es sich um einen
stehenden Gewerbebetrieb handelt. Zwischen folgenden Konstellationen ist zu
unterscheiden:

- Neuerrichtung eines Betriebs/einer Hauptniederlassung,

- Neuerrichtung einer Zweigniederlassung,

- Neuerrichtung einer unselbstandigen Zweigstelle,

- Ubernahme eines bestehenden Betriebs, z.B. durch Kauf oder Pacht,
- Umwandlung eines Einzelunternehmens in eine andere Rechtsform.

Anzeigepflichtig sind:

1. Einzelgewerbe: Der/Die Einzelgewerbetreibende,

2. Personengesellschaften (z.B. OHG, GbR): Die geschéftsfihrungsberechtigten
Gesellschafter*innen,

3. Kommanditgesellschaft (z.B. KG): Jede/r personlich haftende Gesellschafter*in,
die Kommanditist*innen einer KG nur dann, wenn sie Geschéaftsfihrungsbefugnis
besitzen,

4. Kapitalgesellschaften (z.B. GmbH, AG): Die gesetzliche Vertretung.

Die Anzeigepflicht besteht nur, wenn es sich um eine gewerbliche Tatigkeit handelt.
Fur freiberufliche Tatigkeiten entfallt die Pflicht zur Gewerbeanmeldung.

Die Gewerbemeldestelle hat im Zuge dieser Anzeige des Gewerbes eine
Gewerbeanmeldung nach 8 15 GewO in Verbindung mit 8 1 und 2 der Verordnung
zur Ausgestaltung des Gewerbeanzeigeverfahrens (GewAnzV) auszustellen.

Eine Prufung der Zuverlassigkeit (Vorlage Flihrungszeugnis etc.) wird nur bei den
Tatigkeiten nach 8 38 GewO (z. B. Handel mit Edelmetallen, Schmuck, Computern o.
a.) durchgefiuihrt oder sofern die Tatigkeit einer Erlaubnis bedarf (§ 34a, § 34c
GewO).

Die Information Uber die Anzeige der Gewerbeanmeldung wird anschlielend tber
das Fachverfahren an die zustandigen Stellen (u.a. Finanzamt, Handwerkskammer,
Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung, Statistisches Landesamt,
Berufsgenossenschaft, etc.) tbermittelt.



Die Mitarbeitenden der Gewerbestelle haben keine gesetzliche Verpflichtung oder
Handhabe, gegen sogenannte ,Briefkastenfirmen® selbst vorzugehen. Dies war auch
das Ergebnis einer interkommunalen Umfrage bei benachbarten Gemeinden. Die
Ahndung und Kontrolle obliegt der Finanzverwaltung, die dies im Rahmen ihrer
gesetzlichen Mdglichkeiten und personellen Ressourcen auch wahrnimmt.

Bei Verdacht auf steuerrechtlichen Missbrauch leitet die Gewerbestelle
entsprechende Hinweise/Eingaben zustandigkeitshalber an die Finanzbehdrden
weiter. Dann werden seitens der Finanzbehdrde bei Auffalligkeiten Kontrollen vor Ort
oder Betriebsprifungen in eigener Zustandigkeit durchgefuhrt. Hierzu erhalt die
Gewerbestelle der Stadt Leverkusen aus datenschutzrechtlichen Griinden jedoch
anschlieend keine Rickmeldung bzw. Mitteilung Gber daraus resultierende
steuerrechtliche Feststellungen.

Ordnung und Stral3enverkehr

08.10.2024



Mitteilung fur die Bezirksvertretung Il
Einrichtung einer Fahrradstral3e auf der Opladener StralRe

Bei einem Ortstermin am 07.06.2024 an der KGS Gezelinschule beziiglich
Schulwegsicherung und Hol- und Bringverkehren, bat Rh. Feister (CDU) die
Verwaltung darum, die Errichtung einer Fahrradstral3e im Bereich der Opladener
Stral3e zwischen der Bergischen LandstralRe und der OulustraRe auf deren
Machbarkeit zu prufen.

Die Anordnung einer FahrradstralRe kann grundsatzlich gemaR § 45 Abs. 1
Stral3enverkehrs-Ordnung (StVO) aus Griinden der Sicherheit oder Ordnung des
Verkehres erfolgen. Dabei musste die Einrichtung gemaf 8§ 45 Abs. 9 StVO aufgrund
der besonderen Umstande zwingend erforderlich sein.

Der Erlass einer verkehrsregelnden Malinahme setzt eine konkrete Gefahr fur die
Sicherheit und Ordnung des Verkehres voraus. Hierbei muss eine Gefahr fur
Personen oder Sachen bestehen oder die Leichtigkeit und Flissigkeit des Verkehres
gefahrdet sein. In dem in Frage stehenden Abschnitt der Opladener Stral3e sind
derzeit keine besonderen Gefahren fir den Radverkehr bekannt. Es handelt sich um
eine breite, Ubersichtliche Stral’e mit wenigen Stellplatzen. Zudem ist dieser
Abschnitt der Opladener Stral3e Teil einer Tempo-30-Zone. Tempo-30-Zonen dienen
bereits vorrangig dem Schutz der Wohnbevélkerung sowie der Ful3ganger*innen und
Fahrradfahrenden.

Zudem sollen FahrradstraRen grundsatzlich dort eingerichtet werden, wo fur den
Radverkehr eine hohe Netzbedeutung bzw. auf der StralRe eine hohe
Fahrradverkehrsdichte vorliegt oder zu erwarten ist. Ziel ist es, den Radverkehr auf
den Fahrradstral3en zu bindeln. Die genauen Fahrradverkehrsdichten sind an der
Ortlichkeit nicht bekannt, dazu miissten entsprechende Messungen erfolgen.
Allerdings ist nach hiesiger Einschatzung nicht davon auszugehen, dass die
Fahrradverkehrsdichte hier besonders hoch ist. Es handelt sich nicht um einen
Lickenschluss im Radwegenetz. Fir die Radfahrenden stehen Alternativrouten zur
Verfigung, welche derzeit keine Beschwerden hervorrufen. Auch befindet sich hier
keine ausgeschilderte Radwegempfehlung. Es besteht demnach keine
Notwendigkeit, die Opladener Stral3e in eine Fahrradstral3e umzuwandeln.

Es ist auch darauf hinzuweisen, dass aufgrund der o. g. Ausfuhrungen die
Einrichtung einer Fahrradstral3e nicht als Mal3hahme zur Schulwegsicherung
eingesetzt werden darf. Zudem wird die Einrichtung einer Fahrradstral3e das
derzeitige Problem an der Ortlichkeit nicht I6sen, da bereits eine Tempo-30-Zone und
somit eine geringe Geschwindigkeit vorhanden ist und der Kfz-Verkehr auch in einer
Fahrradstral3e weiterhin zulassig ware.

Im Rahmen des Schulwegsicherungskonzeptes, welches durch den Fachbereich
Mobilitéat und Klimaschutz aufgestellt wird, wird der Bereich um die Schule nochmals
Uberpruft und nach Verbesserungsmoglichkeiten gesucht.

Mobilitat und Klimaschutz

08.10.2024



Mitteilung fir den Rat und den Ausschuss flr Birgereingaben und Umwelt

Bebauungsplan Nr. 251/lll ,,Mathildenhof - Kita Bohofsweg"
15. Anderung Flachennutzungsplan Bereich ,,Bohofsweg*
- Offentliche Auslegungen

In der Sitzung des Ausschusses fuir Burgereingaben und Umwelt vom 12.09.2024
fragte Rh. Rees (Klimaliste Leverkusen), ob die Bekanntgabe der Offenlage des
Bebauungs- und des Flachennutzungsplanes auch durch die Tagesmedien erfolgt
ist.

Die Bekanntgabe der Offenlagen erfolgte ortsiiblich Gber das Amtsblatt Nr. 25 der
Stadt Leverkusen vom 16.08.2024. Eine Bekanntgabe in den Tagesmedien ist nicht
notwendig und auch nicht erfolgt.

Oberbirgermeister, Rat und Bezirke in Verbindung mit Stadtplanung

09.10.2024



Mitteilung far den Rat und die Bezirksvertretung |
Bebauungsplan Nr. 252/1 "Hitdorf - Kindertagesstéatte Weinhauserstrafie"

Der Ausschuss fur Stadtentwicklung, Planen und Bauen der Stadt Leverkusen hat in
seiner Sitzung am 16.09.2024 fur den Bebauungsplan Nr. 252/I "Hitdorf -
Kindertagesstatte WeinhauserstraRe" die Anderung des Geltungsbereiches und die
offentliche Auslegung beschlossen. Die rechtlichen Grundlagen bilden 8§ 3 Abs. 2
Baugesetzbuch (BauGB) i. V. m. § 4 Abs. 2 BauGB.

Ziele und Zwecke der Planung:

Im westlichen Bereich des Bebauungsplans Nr. 252/ "Hitdorf - Kindertagesstatte
Weinhauserstral3e" soll eine sechsziigige Kindertagesstatte mit Erschlieungs- und
AulRenbereichsflache realisiert werden. Die Erschlie3ung erfolgt tber die
Weinhauserstral3e. Fur den zentralen Teilbereich des Plangebietes wird eine
offentliche Grinflache mit einer Nutzung als Parkanlage und Naturerfahrungsraum
vorgesehen. Fir den dstlichen Teilbereich ist die Erweiterung des nérdlich an das
Plangebiet angrenzenden Kinderspielplatzes geplant.

Umweltinformationen zur éffentlichen Auslegunag:

Der Bebauungsplanentwurf sowie die Entwurfsbegriindung mit Umweltbericht
werden fur die Dauer eines Monats, mindestens jedoch fur die Dauer von 30 Tagen,
offentlich ausgelegt. Des Weiteren werden die im Rahmen des Planverfahrens
eingegangenen umweltbezogenen AuRRerungen sowie Gutachten ausgelegt.

Verfugbar sind umweltbezogene Informationen zu folgenden Schutzgitern:

- Mensch: insbesondere Informationen und Gutachten zu Stral3enverkehrslarm,
Gewerbelarm, Lichtimmissionen, Erholung und Freizeit.

- Tiere / Pflanzen: insbesondere Informationen und Gutachten zum Artenschutz,
Biotopstrukturen, Vorkommen und planungsrelevante Arten.

- Landschaft: insbesondere Informationen zum Orts- und Landschaftsbild.

- Boden: insbesondere Informationen und Gutachten zur Versiegelung,
Flachenverbrauch, Bodenfunktion und Kampfmitteln.

- Wasser: insbesondere Informationen zur Hochwassergefahrdung,
Grundwasser, Niederschlagswasserbeseitigung und Abwasser.

- Klima / Luft: insbesondere Informationen zur Luftqualitat, Kalt- und
Frischluftproduktion.

- Kultur- und sonstige Sachgutter: insbesondere Informationen zu
Bodendenkmalern.

Verdffentlichung im Internet und zusatzliche dffentliche Auslegung:

Der Bebauungsplanentwurf mit Begriindung, einschlief3lich Umweltbericht, wird fr
die Dauer eines Monats, mindestens jedoch fur die Dauer von 30 Tagen, im Internet
veroffentlicht und zuséatzlich offentlich ausgelegt.

Veroffentlichungsfrist im Internet sowie der zusatzlichen offentlichen Auslegung ist
vom 22.10.2024 bis zum 21.11.2024.



Informationen zur Veroffentlichung im Internet:
Link zur Internetseite der Stadt Leverkusen www.leverkusen.de — Stadt entwickeln
— Planen und Bauen — Hitdorf — Offentliche Auslegung.

Information zur zusatzlichen offentlichen Auslegung:

Ort: Elberfelder Haus, 51373 Leverkusen, Hauptstral3e 101,
Wartezone im Erdgeschoss,

Dauer: 22.10.2024 bis zum 21.11.2024,

Zeit: montags bis donnerstags von 8:30 Uhr bis 15:30 Uhr,

freitags von 8:30 Uhr bis 13:30 Uhr.

Auskunft nach Terminabsprache erteilt:
Herr Hennecke (Tel.: 0214/406-61 35) Frank.Hennecke@Stadt.Leverkusen.de.

Maoglichkeit zur Abgabe von Stellungnahmen:

Wahrend der Vero6ffentlichungsfrist konnen Stellungnahmen abgegeben werden.
Stellungnahmen kdnnen insbesondere schriftlich, per E-Mail oder miindlich zur
Niederschrift bis zum 21.11.2024 abgegeben werden. Nicht fristgerecht abgegebene
Stellungnahmen kénnen bei der Beschlussfassung tber den Bebauungsplan
unbericksichtigt bleiben.

Schriftliche Stellungnahmen kénnen an folgende Adresse geschickt werden:

Stadt Leverkusen
Fachbereich Stadtplanung
Hauptstralle 101

51373 Leverkusen

oder per E-Mail unter Angabe von Namen und postalischer Adresse an:
61l@stadt.leverkusen.de oder per Fax an die: 0214/406-6102.

Bitte geben Sie im Betreff folgenden Text an:
Bebauungsplan Nr. 252/1 "Hitdorf - Kindertagesstatte Weinhauserstral3e"

Geltungsbereich:
Die Grenze des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes ist im folgenden Lageplan
dargestellt.



https://preview.leverkusen.de/stadt-entwickeln/planen-bauen/bauleitplaene
https://preview.leverkusen.de/stadt-entwickeln/planen-bauen/bauleitplaene
mailto:Frank.Hennecke@Stadt.Leverkusen.de
mailto:61@stadt.leverkusen.de

Bebauungsplan Nr. 252/|
"Hitdorf - Kindertagesstitte Weinhauserstralle”

mmmm Geltungsbereich des Bebauungsplans
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Stadtplanung

24.10.2024




Mitteilung fir den Rat und die Bezirksvertretungen

Abwasserbeseitigungskonzept fur die Stadt Leverkusen fur den Zeitraum 2025
- 2030

Der Rat der Stadt Leverkusen hat in seiner Sitzung vom 01.07.2024 dem
Abwasserbeseitigungskonzept fur die Stadt Leverkusen fur den Zeitraum 2025 -
2030 zugestimmt (Vorlage Nr. 2024/2824).

Mit Schreiben vom 07.10.2024 (s. nichtoffentliche Anlage) teilt die Bezirksregierung
KdIn mit, dass die Stadt Leverkusen tber ein unbeanstandetes und gultiges
Abwasserbeseitigungskonzept verfigt.

Technische Betriebe Leverkusen A6R in Verbindung mit Oberbirgermeister, Rat und
Bezirke

Anlage (n0)



BK-Nummer 2023/2563 (6)

Planung konkreter MalRnahmen zur Verhinderung illegaler Autorennen auf der
Marienburger Stral3e (unter der BAB 1)

Beschluss der Bezirksvertretung fur den Stadtbezirk Il vom 21.11.2023

Die Verwaltung wurde mit Beschluss der Bezirksvertretung fur den Stadtbezirk 11 vom
21.11.2023 beauftragt, konkrete Malinahmen zu planen, um kinftige Autorennen
unter der ,Stelze" in Klppersteg zu verhindern bzw. zu erschweren und den
politischen Gremien zeitnah zur Beschlussfassung vorzulegen.

Aufgrund der Besitzverhéaltnisse der Flache (Autobahn GmbH), des
Stellplatznachweises fur die BayArena sowie besonders auch wegen der offenen
Gestaltung und Lange des Parkplatzes, gestaltete sich diese Konzeptentwicklung
bislang schwierig.

Die Verwaltung hat daher fir den 05.09.2024 zu einem gemeinsamen Ortstermin mit
allen betroffenen Akteuren eingeladen, um die Komplexitat der Problematik vor Ort
noch einmal aufzuzeigen und mdgliche Lésungen zu besprechen.

Dabei wurden im Wesentlichen folgende Mdglichkeiten vorgeschlagen und
miteinander diskutiert:

Zuerst wurde von der Verwaltung die Idee vorgestellt, die Flache unter der ,Stelze”
mithilfe von Pollern in einzelne Sektoren zu unterteilen, um so die Lange der Strecke
zu verkurzen, auf der potenziell gerast werden kann.

Bei der Planung dieser MaRBnahme waren grundsatzlich u.a. freizuhaltende
Rettungswege und Brandstral3en, nétige Schwenkradien und Schleppkurven der
Busse, Abstande zu den Brickenstelzen, Zufahrten aus und in das Wohngebiet
sowie Zufahrten zu den ansassigen Sportanlagen zu beachten. Die Planung eines
solchen Konzepts ware demzufolge sehr komplex und nur kostenintensiv von einem
Planungsbuiro zu leisten.

Weiterhin wére zu beachten, dass mdgliche Poller zu Trennzwecken an
Heimspieltagen von Bayer 04 Leverkusen ggf. teilweise entfernt werden mussten, um
einen reibungslosen Ablauf der an- und abreisenden Ful3ballfans zu gewahrleisten,
was von den Technischen Betrieben Leverkusen AGR (TBL) jedoch nicht geleistet
werden kann. Zudem sind Poller witterungsanfallig - sprich bei Frost konnte es zu
Problemen bei der Entfernung und dem anschliel3enden Wiedereinsetzen kommen.
Zudem durften aufgrund des Stellplatznachweises fir die BayArena keine Stellplatze
durch Poller 0.4. wegfallen.

AulRerdem wurde die Einrichtung von Berliner Kissen bzw. Kélner Tellern
besprochen. Seitens der Verwaltung wurde sich hier allerdings aufgrund des hohen
Gefahrenpotenzials flr Radfahrer gegen eine entsprechende Einrichtung
ausgesprochen. Grundsatzlich war wahrend des gesamten Ortstermins ein reger
Radverkehr in alle Richtungen zu beobachten. Beim Uberfahren mit dem Fahrrad
bestliinde je nach Einfahrtswinkel ein erhéhtes Sturzrisiko. Zuséatzlich ist der Bereich
unter der ,Stelze” schlecht ausgeleuchtet, sodass Berliner Kissen bzw. Kdlner Teller
leicht bersehen werden kdnnen.



Eine etwaige Einrichtung wére nur unter der Voraussetzung moglich, wenn das
Befahren der Flache durch Radfahrer unterbunden werden kdnnte. Aber auch fir
Motorradfahrer stellen diese eine nicht zu unterschatzende Gefahr dar.

Daruber hinaus werden Berliner Kissen bzw. Kdlner Teller kritisch bei etwaigen
Rettungseinsatzen gesehen, da beim Uberfahren bspw. durch Krankenwagen mit
Patienten erhebliche Erschitterungen entstehen kdnnen. Zudem verleiten sie dazu,
nach langsamem Uberfahren mit PKWs danach auf kurzer Strecke stark zu
beschleunigen. Dies kdnnte sich zu einer weiteren Larmbelastigung fir die Anwohner
entwickeln.

Des Weiteren wurde der Vorschlag einer Kameratberwachung besprochen, was aus
datenschutzrechtlichen Griinden jedoch nicht realisierbar ist, da der Parkplatz einen
offentlichen Charakter besitzt und frei zuganglich ist.

Zudem flhrte die Polizei aus, dass bezlglich der geschilderten Problematik keine
qualifizierte Gefahrenlage existiert.

Der kommunale Ordnungsdienst erganzte des Weiteren, dass es keine organisierte
Raserszene gibt, was sich beispielsweise durch Reifenabrieb oder gar Driftspuren
auf der Fahrbahn ableiten lieRBe. Es kommt vielmehr zu Larmbelastigungen der
Anwohner, wenn Treffen der ,Poserszene” unter der ,Stelze” stattfinden. Feste
Zeiten sind hier allerdings nicht zu beobachten, jedoch finden diese eher in den
spaten Abendstunden und an den Wochenenden statt. Ursachlich fur die
Belastigungen sind dann in der Regel das Aufheulen der Automotoren, das
Abspielen lauter Musik und im Allgemeinen die gefuhrten Unterhaltungen, welche
durch den Schall unter der Briicke verstarkt werden, allerdings auch durch bauliche
Maflinahmen nicht verhindert werden kdnnen, da der Parkplatz offen zugénglich ist
und bleibt.

Unter Bertcksichtigung des zukinftig geplanten Ausbaus der Stelzenautobahn durch
die Autobahn GmbH, der obigen Ausfihrungen sowie der aktuell angespannten
Haushaltslage bestand bei den Teilnehmern des Ortstermins eine mehrheitliche
Einigung daruber, dass derzeit keine Verbesserung der Situation realisierbar ist.

Die Verwaltung wird das Anliegen daher vorerst nicht weiterverfolgen. Sollten sich
jedoch zukiinftig Anderungen ergeben oder sich neue Erkenntnisse zeigen, die eine
sinnvolle Umsetzung von MalRnahmen beginstigen, werden diese selbstverstandlich
erneut Uberpruft.

Die Beschlusskontrolle wird eingestellt.

Mobilitat und Klimaschutz, in Verbindung mit Tiefbau und Ordnung und
Stral3enverkehr

01.10.2024



BK-Nummer 2023/2617 (6)
Schulstraflen
Beschluss des Rates vom 11.12.2023

Aufgrund des Auftrages des Rates vom 11.12.2023, fur samtliche Leverkusener
Schulen ein Schulwegsicherungskonzept bis zum Ende des Schuljahres 2024/2025
zu erstellen, hat der Fachbereich Mobilitat und Klimaschutz am 05.06.2024
zusammen mit dem Fachbereich Digitalisierung eine Online-Befragung fur s&dmtliche
Leverkusener Grundschulen und weiterfihrende Schulen in das Burgerportal der
Verwaltung eingestellt und bei allen Schulen um Teilnahme mit dem entsprechenden
Link geworben.

Die Umfrage war bis zum 05.08.2024 aktiv. Bei 41 angeschriebenen Schulen haben
sich insgesamt 2115 Schuler*innen und deren Eltern an der Umfrage beteiligt.

Die Verteilung der Antworten auf die einzelnen Schulen sowie den Fragebogen,
finden Sie im Anhang an diesen Beschlusskontrollbericht.

Aktuell werden die Fragebdgen und Antworten im Detail ausgewertet und die
Ergebnisse in personlichen Gesprachen mit allen beteiligten Schulen erértert. Hierzu
sollen auch die Schiler- und Elternvertreter*innen eingeladen und eingebunden
werden.

Anschliel3end sollen die Situation sowie die gemeldeten Missstande vor Ort
angesehen und zeitnahe Lésungen Uberlegt werden.

Grollere Umbaumafl3nahmen und Aktionen etc. missen dariiber hinaus in das
Konzept zur spateren Beschlussfassung und Umsetzung mit aufgenommen werden.

Die Verwaltung geht davon aus, dass die Gesprache und erste Ortshegehungen
Anfang 2025 abgeschlossen sein durften.

Hiernach erfolgt ein weiterer Sachstandbericht.
Mobilitéat und Klimaschutz
Anlage

08.10.2024



Gesamtschule Schlebusch

Stadtpark

Realschul
Montanus Realschule

Theodor-Heuss-Realschule

GGS Im Steinfeld

Anzahl

35

145

123

56
29
111

41
69
26
102

73
22
124

40
31

12

147
177
175
161

N

w N s W

145
24

40
71

Prozent

1.7%
0.2%
6.9%
0.4%
58%
0.3%
0.1%
2.6%
1.4%
5.2%
0.3%
3.8%
1.9%
3.3%
12%
4.8%
0.1%
3.5%
1%

59%
0.1%
19%
1,5%
0.6%
7%

8.4%
8,3%
7.6%
0.4%
0.1%
0,1%
0.2%
0.1%
0.1%
6,9%

0%
0.1%
0%
1,9%

34%



Befragung im Rahmen der Schulwegsicherung

Liebe Eltern,
liebe Schiilerinnen und Schiiler,

das zunehmend starke Verkehrsaufkommen an allen Schulen, im Zusammenhang mit Auto-
verkehr, ist fir alle nervenaufreibend und herausfordernd.

Deshalb ist es wichtig zu erfahren, wie wir gemeinsam damit umgehen.

Ihr/ Euer Feedback ist wichtig, um die Situation des Verkehrschaos an den Schulen zu ver-
bessern.

Die folgenden Fragen kdnnen in wenigen Minuten beantwortet werden.

Schule

Klasse O Klasse 1-2
O Klasse 3 -4
O Klasse 5 -6
O Klasse 7 - 13

1. Wie kommt lhr Kind/ kommst Du zur Schule?

[ Auto

O Fahrrad
I Zu FuR
[ Bus

2. Wie oft wird das Auto genutzt, um zur Schule zu kommen?

[ Taglich
1 Mehrmals pro Woche
LI Nie

3. Was sind die Hauptgriinde dafiir, das Auto fiir den Schulweg zu nutzen?
(Mehrfachauswahl méglich)

[ Busfahrkarte zu teuer
[ Busse zu voll

1 Keine Busverbindung
[ Schlechte Busverbindung

] Zeitersparnis/ Bequemlichkeit

[ Sicherheitsbedenken (bitte angeben welche)
[ Andere (bitte angeben)




4. Haben Sie/ hast Du bereits negative Erfahrungen mit dem Verkehrschaos vor der
Schule gemacht? Wenn ja, welche?

[1 Ja (bitte angeben welche)
L1 Nein

5. Welche Auswirkungen hat der Autoverkehr vor der Schule lhrer/ Deiner Meinung
nach auf die Sicherheit der Schiilerinnen und Schiiler?

6. Welche MaRRnahmen kdnnten lhrer/ Deiner Meinung nach ergriffen werden, um
den Autoverkehr vor der Schule zu reduzieren? (Mehrfachauswahl moglich)

[1 Ausbau der 6ffentlichen Verkehrsmittel

[J Férderung von FuR- und Fahrradwegen

L1 Einrichtung von speziellen Haltezonen fiir Autos

[J Sensibilisierungskampagnen fir alternative Transportmittel
[1 Andere (bitte angeben)

7. Waren Sie bereit, lhr Verhalten beziiglich der Nutzung des eigenen Autos zu an-
dern, wenn entsprechende MaBRnahmen (siehe Nr. 6) ergriffen wiirden?

O Ja
I Nein

8. Haben Sie/ hast Du sonstige Anmerkungen oder Vorschldge zur Verbesserung der
Verkehrssituation vor der Schule?



Vielen Dank fiir die Teilnahme an dieser Umfrage!



BK-Nummer 2023/2003 (6)
Entlastung der Ortsdurchfahrt des Schlebuscher Zentrums
Beschluss der Bezirksvertretung fur den Stadtbezirk Il vom 02.02.2023

Die Bezirksvertretung fir den Stadtbezirk Il hat in ihrer Sitzung vom 02.02.2023
beschlossen, dass Hinweisschilder im Ortszentrum Schlebusch aufgestellt werden
sollen, welche die vierspurigen Straf3en Herbert-Wehner-Stral3e, Karl-Carstens-Ring
und Willy-Brandt-Ring fir den Durchgangsverkehr attraktiver machen, um so die
Ortsdurchfahrt von Schlebusch tber die Milheimer Stral3e zu entlasten.

Es ist zunachst zu betonen, dass die Mulheimer Stral3e Teil des klassifizierten
StralRennetzes ist und diese Straf3en somit vorrangig dem durchgehenden Verkehr
innerhalb eines Landes dienen. Grundsatzlich sollte auf einer tberértlichen
Verbindungsstral3e ein ungehinderter Verkehrsfluss gewéhrleistet werden. Ein
Ausschluss der Nutzung dieser Stral3en, sei es nur durch Hinweisbeschilderungen,
ist demnach nicht zulassig. Zudem sind solche wie im Beschluss genannten
Hinweisbeschilderungen in der StralRenverkehrs-Ordnung (StVO) nicht vorgesehen
und durfen dementsprechend auch nicht durch die Stral3enverkehrsbehérde
angeordnet werden. Da sich einige der gewtinschten Standorte zudem auf dem
Grundstlick des Landesbetriebes Stralienbau NRW (Stral3en.NRW) befinden, wurde
mit diesem vorab Ricksprache gehalten. Der Landesbetrieb StraRenbau NRW
betonte ebenfalls nochmals das zuvor Genannte.

Grundsatzlich ware es mdglich, die derzeit bestehenden offiziellen Wegweisungen an
sieben Stellen zu optimieren, indem diese Ubersichtlicher gestaltet werden. Auch
kénnten sogenannte Vorwegweiser aufgestellt werden, die bereits friiher auf die
entsprechenden Ziele hinweisen. Da dies allerdings einen hohen Kostenaufwand
(mindestens im vierstelligen, wenn nicht sogar im funfstelligen Bereich) mit sich
bringt und vergleichsweise nur eine geringe bis gar keine Auswirkung auf den
Verkehr zu erwarten ist, und dies grundséatzlich auch nicht zwingend erforderlich ist,
ware die MalRBhahme in der derzeitigen Haushaltslage gemaR § 82 GO NRW nicht zu
rechtfertigen.

Die Beschlusskontrolle wird eingestellt.
Mobilitdt und Klimaschutz

08.10.2024



BK-Nummer 2024/2872 (6)

Errichtung eines Parkplatzes neben der Festhalle Bergisch Neukirchen und
Verbesserung der Beleuchtung

Beschluss der Bezirksvertretung fir den Stadtbezirk Il vom 18.06.2024

Der Sportpark Leverkusen (SPL) ist hier unterhaltungspflichtig und wird die Beschil-
derung gemal3 Beschluss vom 18.06.2024 &ndern. Gleiches gilt fir die Beleuchtung.

Mobilitat und Klimaschutz

15.10.2024



BK-Nummer 2023/2225 (6)

Biotoppflege zum Erhalt besonders schiitzenswerter Amphibienbestande im
Landschaftsschutzgebiet ,,In der Wiiste“, 51381 Leverkusen-Litzenkirchen

Beschluss der Bezirksvertretung fur den Stadtbezirk Ill vom 17.05.2023

Entsprechend des Beschlusses der Bezirksvertretung fur den Stadtbezirk 11l vom
17.05.2023 wurde die Machbarkeit und der Umfang der Renaturierungsarbeiten der
sich im Landschaftsschutzgebiet ,In der Wiste® befindlichen Feuchtbiotope im Ver-
lauf des Hufer Bachs zwischen Quelle und Einmindung in den Kamper Bach gepruft.

Nach Begutachtung der ortlichen Gegebenheiten wird von der Unteren Naturschutz-
behdrde (UNB) empfohlen, nur den an sich schon sehr schutzwirdigen Tumpel B ei-
ner intensiven Wiederherstellungsmal3nahme zu unterziehen. Der Tumpel verlandet
zunehmend und sollte fur die Erhaltung seiner Funktionsfahigkeit einer Entschlam-
mung unterzogen werden. Diese sollte nicht direkt auf der ganzen Tumpelflache auf
einmal erfolgen, sondern in einem 3-stufigen Verfahren zunachst halftig durchgefuhrt
werden, damit einige Arten und die Funktionsfahigkeit des Tumpels erhalten bleiben.
Im Vorfeld sind Rickschnittmalnahmen an den Gehélzen durchzufiihren.

Die Wiederherstellung von Tumpel A wird hingegen aus folgenden Griinden nicht
empfohlen:
e geringe Wasserfuhrung (nur Hangdruckwasser und/oder Grundwasserbereich
eines sehr kleinen, periodisch austrocknenden Baches)
steile Rander
geringe bewirtschaftungsfreie Flache um den Tumpel
starke Beschattung
hoher Aufwand fur Arbeiten am Tumpel
geringe Erfolgsaussichten

Auch eine Einbindung an das Bachsystem Hufer Bach, im Sinne der Stabilisierung
der Wasserfiihrung, ist nicht empfehlenswert, da der Hufer Weg mehrfach gekreuzt
werden musste. Dieses Vorhaben wird seitens der Unteren Wasserbehérde nicht un-
terstitzt. Die Ausweitung des Gewassers auf die anliegende Friedhoferweiterungsfla-
che wird aufgrund der Grundwassertiefe, welche durch die Drainage des Friedhofes
stark herabgesenkt wird, nicht empfohlen. Bei der Friedhoferweiterungsflache ist dar-
Uber hinaus die grundsatzliche zukuinftige Nutzung nicht geklart und es kénnten sich
Interessenskonflikte mit anderen Fachbereichen ergeben.

Alternativ wurde die Anlegung eines weiteren Tumpelgewassers auf der Flache nord-
lich von Timpel A untersucht. Fur die Flache sprechen folgende Argumente:
e bestandige Wasserfiihrung da in das Relief eingetieft (ca. 4 m tiefer als Tum-
pel B) und damit im Grundwasserbereich eines grof3eren Baches
grof3e bewirtschaftungsfreie Flache um den Tumpel
Erdkrotenvorkommen unmittelbar angrenzend
besonnte Flache
leichte Erreichbarkeit flr Arbeiten

Die Flache befindet sich jedoch in Privatbesitz. Ein Flachenerwerb oder der Ab-
schluss eines Gestattungsvertrages ware im Vorfeld zu klaren. Dem Fachbereich
Umwelt (32) wurde dazu zunachst die grundsatzliche Zustimmung des Eigentimers
signalisiert, was sich jedoch im Fortgang der Bearbeitung anders herausstellte.



Den verbleibenden Tumpel B betreffend ist die fortschreitende Sukzession der Fla-
che in diesem Bereich durch einen Gehdlzriickschnitt schnellstméglich zu begren-
zen, um eine weitere Zunahme der Kosten und der negativen Auswirkungen des Ein-
griffs auf die Natur zu minimieren.

Zur Beauftragung der Biotoppflege hat die Untere Naturschutzbehérde (UNB) Ange-
bote von 5 Anbietern angefragt. Es gibt zwei Riickmeldungen. Diese beiden Anbieter
weisen darauf hin, dass zunachst der Teich B entbuscht und entschlammt werden
muss, um eine Aufwertung fur die Amphibien zu bewirken.

Zum Angebot des favorisierten Anbieters gibt es noch eine Nachforderung in Bezug
auf Kosten fur die Entsorgung des Aushubs. Dazu mussten Bodenproben entnom-
men werden, um die stauende Bodenschicht zu ermitteln, da diese nicht beschadigt
werden darf.

Die Entschlammung sollte in mehreren Teilschritten, vorzugsweise in 3 Teilschritten,
mit jeweils einem Jahr Abstand erfolgen, um das Okosystem nicht zu tberlasten.
Schwierig gestaltet sich die Zugéanglichkeit, da das Gelande teilweise stark reliefiert
ist.

Die Verwaltung befindet sich diesbezuglich in Gespréchen.

Hausintern missen die Untere Wasserbehorde sowie die Untere Bodenschutzbe-
horde eingebunden werden.

Die Kosten der MalRinahme belaufen sich auf ca. 40.000 € (jeweils bei beiden Ange-
boten; die erste Schatzung des favorisierten Anbieters inklusive der Entsorgung
nennt auch diese GroRenordnung).

Dementsprechend steht auch die Frage der Finanzierung im Raume. Die UNB wird
sich an die Bezirksregierung wenden und erértern, ob eine Finanzierung - beispiels-
weise durch den Einsatz von Ersatzgeld (siehe § 15 Abs. 6 BNatSchG) - denkbar ist.

Umwelt

18.10.2024



	Sitzungsdokumente
	Inhaltsverzeichnis z.d.A.: Rat

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  1.1 Projektfortgang des Hitdorfer Hafengeländes
	Anfrage Projektfortgang des Hitdorfer Hafengeländes  AF/2024/061

	TOP Ö  1.2 Gewaltprävention an Leverkusener Schulen
	Stn. Schulamt, 51 - Gewaltprävention an Leverkusener Schulen  AF/2024/062

	TOP Ö  1.3 Liquiditätskredite nach dem 3. NKF-Weiterentwicklungsgesetz Nordrhein-Westfalen
	Anfrage Liquiditätskredite nach dem 3. NKF-Weiterentwicklungsgesetz NRW  AF/2024/063

	TOP Ö  1.4 Einsamkeit
	Anfrage Einsamkeit  AF/2024/064

	TOP Ö  1.5 Zahl der Diversen in Leverkusen
	Anfrage Zahl der Diversen in Leverkusen  AF/2024/065

	TOP Ö  1.6 Aufarbeitung der Haushaltssperre
	Anfrage Aufarbeitung der Haushaltssperre  AF/2024/067
	Anlage 1  AF/2024/067
	Anlage 2  AF/2024/067
	Anlage 3  AF/2024/067

	TOP Ö  2.1 Einführung von Performance Based Navigation (PBN) am Flughafen Köln/Bonn und Beratung in der Fluglärmkommission
	Mitteilung Einführung von Performance Based Navigation (PBN) am Flughafen Köln_Bonn  MI/2024/075

	TOP Ö  2.2 18. Änderung des Regionalplans Düsseldorf (RPD)
	Mitteilung 18. Änderung Regionalplan Düsseldorf  MI/2024/076

	TOP Ö  2.3 Briefkastenfirmen in Leverkusen
	Mitteilung Briefkastenfirmen in Leverkusen  MI/2024/077

	TOP Ö  2.4 Einrichtung einer Fahrradstraße auf der Opladener Straße
	Mitteilung Einrichtung einer Fahrradstraße auf der Opladener Straße  MI/2024/078

	TOP Ö  2.5 Bebauungsplan Nr. 251/III „Mathildenhof - Kita Bohofsweg"
	Mitteilung Öffentliche Auslegungen B- und F-Plan Bohofsweg  MI/2024/079

	TOP Ö  2.6 Bebauungsplan Nr. 252/I "Hitdorf - Kindertagesstätte Weinhäuserstraße"
	Mitteilung - B-Plan Nr. 252/I Hitdorf - Kindertagesstätte Weinhäuserstraße  MI/2024/083

	TOP Ö  2.7 Abwasserbeseitigungskonzept für die Stadt Leverkusen für den Zeitraum 2025 - 2030
	Mitteilung Abwasserbeseitigungskonzept  MI/2024/084
	Mitteilung Abwasserbeseitigungskonzept - nö Anlage  MI/2024/084

	TOP Ö  3.1 Planung konkreter Maßnahmen zur Verhinderung illegaler Autorennen auf der Marienburger Straße (unter der BAB 1)
	BK 2563 - Planung konkreter Maßnahmen zur Verhinderung illegaler Autorennen auf der Marienburger Straße  BK/2024/098

	TOP Ö  3.2 Schulstraßen
	BK 2617 - Schulstraßen  BK/2024/099
	BK 2617 - Schulstraßen - Anlage  BK/2024/099

	TOP Ö  3.3 Entlastung der Ortsdurchfahrt des Schlebuscher Zentrums
	BK 2003 - Entlastung der Ortsdurchfahrt des Schlebuscher Zentrums  BK/2024/100

	TOP Ö  3.4 Errichtung eines Parkplatzes neben der Festhalle Bergisch Neukirchen und Verbesserung der Beleuchtung
	BK 2872 - Errichtung eines Parkplatzes neben der Festhalle Bergisch Neukirchen und Verbesserung der Beleuchtung  BK/2024/101

	TOP Ö  3.5 BK 2225 - Biotoppflege zum Erhalt besonders schützenswerter Amphibienbestände im Landschaftsschutzgebiet „In der Wüste“
	BK 2225 - Biotoppflege zum Erhalt besonders schützenswerter Amphibienbestände im Landschaftsschutzgebiet „In der Wüste“  BK/2024/102

	TOP Ö  3.6 Schulpauschale (Höhe, Zusammensetzung der Pauschale, Entwicklung)
	BK ohne Nummer - Schulpauschale  BK/2024/103

	TOP N  1.1 Grundstücksverkauf in der Fixheide Einrichtung einer Baulast Vorlage Nr. 20242920
	Anfrage Grundstücksverkauf in der Fixheide - Einrichtung einer Baulast Vorlage Nr. 20242920  AF/2024/066

	TOP N  2.1 Nutzung der Stadthalle Hitdorf durch den Dachverband der Hitdorfer Vereine
	Mitteilung Nutzung der Stadthalle Hitdorf durch den Dachverband der Hitdorfer Vereine  MI/2024/081





